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SCHWEIZERISCHE

Fragen der Theologie und Seelsorge

Amtliches Organ der Bistümer Basel,

Chur, St. Gallen, Lausanne—Genf—

Freiburg und Sitten

KIRCHEN
ZEITUNG

31-32/1974 Erscheint wöchentlich 8. August 142. Jahrgang Druck und Verlag: Raeber AG Luzern

Glaube in der Zweiten Welt

Der Apostel Paulus vergleicht die zu sei-

ner Zeit schon reichlich pluriforme und
spannungsgeladene Christenheit mit ei-

nem Leib. «Denn wie der Leib einer ist
und viele Glieder hat, alle Glieder des

Leibes aber, obgleich es viele sind, einen
Leib bilden, so ist es auch mit Christus»
(1 Kor 12,12 ff.). Der Leib Christi kennt
keine geographischen Grenzen. Er kennt
auch keine Eisernen Vorhänge. Er durch-
dringt und überwindet sie alle.
Dieser theologischen Feststellung steht
die politische und ideologische Wirklich-
keit gegenüber. Herrschaftssysteme mit
dem Anspruch auf die Totalität des Men-
sehen und der Welt setzen Grenzen und
Ziele, die die Christen hüben und drü-
ben einander entfremden. Gliedmassen
und wichtige Arterien des Leibes Christi
werden gewaltsam unterbunden. Es stel-
len sich ernste Zirkulationsstörungen ein.
Aber der Leib verfügt über Régénéra-
tionskräfte. Unterbundene Zirkulation
sucht sich neue Wege. Der Eiserne Vor-
hang Wird durchlöchert. Der Austausch
ereignet sich trotz allen Behinderungen.
Diesem Austausch zur Verfügung zu
stehen, ist die Aufgabe des Vereins
«Glaube in der Zweiten Welt», über den
wir hier berichten dürfen. Konkret geht
es um die Vermittlung von Information.

Was ist wahr?

Die Aufgabe der Wahrheitsfindung stellt
sich für uns auf spezifische Art. Sie

bringt uns mitten in das Spannungsfeld,
das kennzeichnend ist für das religiöse
Leben in den staatsatheistischen Län-
dern. Zwei Beispiele mögen das veran-
schaulichen.
Im April 1974 gelangten die Nummern
acht und neun der «Chronik der katho-

lischen Kirche Litauens» in die Länder
der Ersten Welt. Unter dem Titel «Ein
Sturm von Hausdurchsuchungen» wer-
den in beiden Nummern Verzeichnisse
von Hausdurchsuchungen, Verhören und
Verhaftungen gläubiger Katholiken in
Litauen wiedergegeben. Dieser Sturm,
der durch die Reihen der Gläubigen feg-
te, geht auf einen Beschluss des Staats-
Sicherheitsdienstes vom 14. November
1973 zurück.
Wie ein Kontrapunkt zu diesen Aussa-
gen hört sich an, was W. Machin in der
sowjetischen Zeitschrift «Nauka i religi-
ja» (Wissenschaft und Religon) sagt:
«Nachrichten über Glaubensverfolgun-
gen in der Sowjetunion sind ehrenrührige
Verleumdungen.»
Zahlreiche Einzelinformationen der letz-
ten Jahre belegen, dass die Lage der Kir-
chen in der Tschechoslowakei sehr ernst
ist. «Rude Pravo» in Prag bestreitet das
mit den Worten: «Die Behauptung, Re-
ligion werde in der CSSR bekämpft, ist
eine unfruchtbare Blüte der CSSR-feind-
liehen, antisozialistischen und antikom-
muniistisc'hen Propaganda.» Was trifft
zu? Was ist wahr?
Unsere Arbeit schliesst hier eine bisher
vorhanden gewesene Lücke. Wohl gab
es Einzelpersonen und verschiedene In-
stitute, die einzelne Sachgebiete bearbei-
teten. Aber zwischen ihnen fehlte es an
Beziehungen, Die Plötzlichkeit, mit der
G2W solche Beziehungen quer durch
alle Fachgebiete, Länder und Konfessio-
nen ausgelöst hat, scheint die Lücke zu
bestätigen. Ausserdem waren viele die-
ser Institute dem kirchlichen Praktiker
nicht zugänglich. Heute werden viele
Texte in praxisnaher Art der kirchlichen
Öffentlichkeit angeboten.
Die Notwendigkeit systematischer Arbeit

von solcher Art wurde nicht nur von
Leuten des Weltkirchenrates, sondern
auch von karitativ und missionarisch tä-
tigen Gesellschaften gesehen. Sie bestäti-
gen laufend eine Erkenntnis, die sich für
G2W schon früh ergeben hat: Informa-
tion ist zwar nicht alles. Aber ohne Infor-
mation ist alles nichts.

Der tiefere Sinn

Unsere Arbeit soll ausserdem eine Ant-
wort auf die unzähligen Rufe «von drü-
ben» sein. Der Mensch in der Repression
ist darauf angewiesen, dass anderswo
Menschen sind, die um ihn wissen, an
ihn denken, für ihn beten und kämpfen.
Millionen von Menschen in der Zweiten
Welt setzen als Gläubige ihre Hoffnung
auf Gläubige hier. Sie können es sich gar
nicht anders vorstellen, als dass die Gläu-
bigen hier sich für sie einsetzen. Sie kön-
nen sich gar nicht ausdenken, dass es

hier Menschen gibt, die nieftt leiden,
wenn andere Glieder am Leibe Christi
leiden. Von solchen, die aus der Repres-
sion auswandern durften wissen wir, dass
die Teilnahmlosigkeit oder Desinfor-
miertheit der Menschen hier sie als
schwerer Schock traf. Es ist aufs höchste
alarmierend, wenn ein Mensch, der, aus
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einem sowjetischen KZ befreit, in die
sogenannte «freie Welt» kommt, hier
diese Teilnahmslosigkeit vorfindet und
sagt: «Unter diesen Umständen wäre ich
lieber im Lager geblieben und dort ge-
storben.»

Aber so bedeutungsvoll der Gesichts-
punkt des Teilhabens am Leid des Bru-
ders ist, so geht unsere Kommunikations-
arbeit doch darüber hinaus. Wie ent-
wickelt sich (unzensuriertes) theolo-
gisches Denken im staatsatheistischen
Milieu? Im Rahmen dieser Fragestellung
war es eine faszinierende Erscheinung,
als vor nicht langer Zeit das Manuskript
eines orthodoxen Theologen in der So-

wjetunion in die Erste Welt gelangte und
hier veröffentlicht werden konnte. Ich
denke an Sergej Scheludkows «Warum
auch ich ein Christ bin» (veröffentlicht
im Kreuz-Verlag, Stuttgart, unter dem
Titel «Ist Gott in Russland tot?»). Der
an historischen Fragen Interessierte greift
angesichts der schlechten Quellenlage
dankbar zu den Erinnerungen Anatolij
Krasnov-Levitins über die «Kirchlichen
Wirren» der zwanziger Jahre, über die
der Autor als Augenzeuge berichten
konnte. Sie sind aus dem Samisdat greif-
bar geworden.

Angesichts der Wandlungen im Katholi-
zismus der Ersten Welt blickt man ge-
spannt auf den Katholizismus in Polen
und auch in Litauen, der der Form nach
vorkonziliar geblieben ist, innerlich aber
durch Selbstbewusstsein und Bekenner-
mut gekennzeichnet ist. Oder er blickt
auf die kleine, aber tapfere Kirche der
Evangeliumschristen-B aptisten, denen
der Sowjetstaat seit 1961 die Anerken-
nung verweigert. Er vergleicht die kirch-
liehe Krise hier mit der urchristlichen
Bekennerhaltung dort, den kirchlichen
Identitätsverlust hier mit der Arkandis-
ziplin, der Selbstaufopferung und dem
Martyrium dort. Dabei erhellen sich ihm
Kapitel der Geschichte der frühen Kir-
che, etwa die Zeit des 3. Jahrhunderts,
als die Christen sich von der heidnischen
Umgebung abhoben, indem sie nicht an
Lustbarkeiten, Ausschweifungen und
Dekadenz teilnahmen, deswegen ver-
spottet wurden, aber gerade deswegen
auch jene Achtung errangen, die ihnen
später die Duldung eintrug. Der Beob-
achter fragt sich: was bedeutet das für
uns, für mich hier? Mit dieser Frage ist
er in den Dialog mit dem Christen dort
eingetreten. Die Kommunikation wird
zum Ereignis.
Diese Beispiele sind nicht mehr als Hin-
weise. Aber sie dürften ahnen lassen,
dass sich den Christen hier eine faszinie-
rende Welt auftut. Immer öfter begegne
ich Menschen, die der Überzeugung Aus-
druck geben, dass der Tag sich nähere,
an dem das «'Licht aus dem Osten» zu
uns kommen werde. Tatsache ist, dass
im Schmelztiegel des Leidens Kräfte des

Glaubens erwachen, die den Gläubigen
der Ersten Welt viel bedeuten können.
Wir sprechen ja so viel von Umbruch
und Krise. Es könnte sein, dass die Brü-
der und Schwestern im Osten, wenn wir
uns ihnen in ihrem Leide zuwenden, uns
trösten und reich machen werden.

Kurze Geschichte von
«Glaube in der Zweiten Welt»

Es begann 1968 in Landquart, wo sich
die Synode der evangelischen Landes-
kirche Graubündens eingehend mit der
Lage der Kirchen und Christen in staats-
atheistischen Ländern befasste. Daraus
ergab sich in der Folge die Notwendig-
keit, eine Forschungs- und Informations-
stelle zu gründen. Diese Entwicklung
deckt sich mit einer Stellungnahme von
Dr. E. C. Blake, des seinerzeitigen Ge-
neralsekretärs des Weltrates der Kirchen
in Genf, der in einem Brief im April 1972
der Hervormde Kerk in den Niederlan-
den erklärt hatte, sie müsse, wenn sie

glaube, es gebe irgendwo auf der Welt
Christenverfolgungen diese Frage einge-
bend prüfen, am besten durch Schaffung
eines einschlägigen Institutes und dann
konsequenterweise auch die Mittel hier-
für aufbringen.
Im Jahre 1972 wurde in Chur auf Einla-
dung von Bischof Dr. Johannes Von-
derach und der evangelischen Landes-
kirche Graubünidens ein Fere/n gegrün-
det, der eine entsprechende schweize-
rische Dienststelle tragen sollte. Dem
Verein gehören auf katholischer Seite
die drei bischöflichen Ordinariate der
deutschsprachigen Schweiz, Kirchge-
meinden und Einzelmitglieder an. Auf
evangelischer Seite stellte sich die
Deutschschweizerische Rirchenkonfe-
renz («Tagsatzung» der evangelischen
Landeskirchen der deutschsprachigen
Schweiz) hinter den Verein. In der Folge-
zeit traten 8 der 11 evangelischen Lan-
deskirchen der deutschen Schweiz in ir-
gendeiner Form in den Kreis der Trä-
ger ein: als Kollektivmitglieder, als Bei-
tragleistende gemäss einem Verteiler-
Schlüssel der Deutschschweizerischen
Kirchenkonferenz usw. Des weiteren
schlössen sich zahlreiche Kirchgemein-
den und Einzelmitglieder an.
In einem Idealentwurf wurde davon aus-
gegangen, dass das langfristige Budget
des Vereins zu etwa 80 % von den Kir-
chen und zu etwa 20 % von privaten
Spendern gedeckt werden sollte. Dieses

Optimum ist noch nicht erreicht. Finan-
zierungslücken erforderten Appelle an
private Spender, die die planmässige
Weiterführung der Aufbautätigkeit er-
möglichten. Wir hoffen, dass sich auf
katholischer Seite ein Finanzierangsmo-
dus finden lässt, der dem Kostenverteiler
der Deutschschweizerischen Kirchenkon-
ferenz entspricht.

Gemäss Statuten gehören dem Forrfand
fünf Personen an. Von diesen fünf Sitzen
sind drei besetzt; zwei werden noch offen-
gehalten in der Hoffnung, dass je ein ge-
eigneter Vertreter des Judentums und der
Christkatholischen Kirche gewonnen wer-
den könne. Der Verein steht auch Auslän-
dern offen. So gehören ihm als Kollektiv-
mitglieder u. a. an der Bischof der evan-
gelischen Kirche AB und HB in Österreich,
Oskar Sakrausky, das Sekretariat des Erzbi-
schofs von Wien, Kardinals König, sowie
Gemeinden und Organisationen in der BRD.

Aufbau der Forschungs- und
Informationsstelle

Die Dienststelle ist in eine Abteilung für
Dokumentation und Forschung, eine
Abteilung für Redaktion und Publikation
und eine Administration gegliedert. Do-
kumentalist ist der orthodoxe Theologe
mag. theol. Serge Bankowski, Redaktor
und Leiter der evangelische Theologe
Eugen Voss. Die Administration wird
von einer kaufmännischen Angestellten
besorgt. Sie betreut 'die Kartei der Ver-
einsmitglieder und Abonnenten, deren
Zahl sich zurzeit auf 1500 beläuft, den
Postcheckverkehr und die Dienstleistun-
gen des Vereins für die Mitglieder und
Abonnenten, z. B. Ausleih von Büchern,
Dokumentationen, Lichtbildern, Filmen,
Tonbändern. Für die Korrespondenz
steht eine Halbtagssekretärin zur Verfü-
gung. Als freie Mitarbeiter sind ferner
Übersetzer, Korrespondenten, eine Pres-
sereferentin und eine ihr zur Verfügung
stehende Teilzeitsekretärin tätig.
Der Forschungs- und Informationsstelle
ist ein Fachrat beigeordnet. Er trifft sich
jährlich an Konferenzen und hat ent-
scheidend zum Aufbau der weiten inter-
nationalen Beziehungen beigetragen. Die
erste Fachratssitzung fand 1972 in Küs-
nacht statt, die zweite 1973 in Chur. Die-
se beiden Konferenzen lösten eine Be-

wegung aus, die sich nun eigengesetzlich
weiterentwickleln dürfte. Die Konferenz
des Jahres 1974 wird in Holland durch-
geführt. Für die folgenden Jahre sind
Tagungen in England, Deutschland und
Österreich vorgesehen. Es ist erfreulich,
dass der bescheidene Impuls, den «Glau-
be in der Zweiten Welt» ausgelöst hat,
eine internationale Sammlung von Fach-
leuten kirchlichen Praktikern zur
Folge hat.

Arbeitswelse der Forschungs- und
Informationsstelle

Die Aufgabe der Stelle besteht im Sam-
mein, Aufarbeiten und Weiterreichen
von Informationen über den Glauben in
der Zweiten Welt. Unter dem Stichwort
«Glauben» wird das gesamte religiöse
Phänomen in den staatsatheistischen
Ländern verstanden. Dazu gehören die
historischen Religionen Judentum, Chri-
stentum, Islam und Buddhismus ebenso
wie die neu- oder pseudoreligiösen Er-
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scheinungen im Kommunismus wie Per-
sonenkult, Entwicklung säkularer Riten
und einer säkularen Frömmigkeit. Diese
weite Thematik kann nur in Zusammen-
arbeit mit anderen Fachinstituten ver-
folgt werden. G2W spezialisiert sich da-
bei auf die zeitgeschichtliche und aktuel-
le Problematik.

/n/ormahonremgang.' Die Informationen
gelangen auf verschiedene Weise in das In-
stitut. Durch zurzeit 120 Periodica, Literatur,
Teilnahme an Fachkonferenzen, Korrespon-
dentenberichte usw.
Dokme/i(a(w/i.- Dieses Material wird do-
kumentarisch erfasst. Auch hier sind Gren-
zen gesetzt, z. B. durch die Arbeitskapazi-
tat. Die Bibliothek arbeitet zusammen mit
interessierten Seminarien der Universität
Zürich, mit der Schweizerischen Osteuropa-
bibliothek in Bern und der Schweizerischen
Landesbibliothek. Die Zusammenarbeit
kommt zum Ausdruck in arbeitsteiliger Bü-
cherbestellung, im Austausch des Katalogs,
im gegenseitigen Zurverfügungstehen. Für
Wissenschafter und Studenten sind bei uns
Arbeitsplätze vorhanden,
/n/or/nafionrai/igang.' Ein Teil des Materials
wird durch eigene Veröffentlichungen wei-
tergegeben. Die Zeitschrift «Glaube in der
Zweiten Welt» erscheint monatlich. Sieben
Hefte (darin eine Doppelnummer) haben
die Form eines «Materialdienstes», vier sog.
Quartalshefte sind jeweilen einem ganz be-
stimmten Thema gewidmet. Das Zielpubli-
kum wurde bis jetzt in folgenden Gruppen
gesehen: Kirchenleitungen, Pfarrer, Reli-
gionslehrer, Kirchenpfleger, Synodale, in-
teressierte Einzelpersonen. Von Anfang an
zeigte sich jedoch auch wissenschaftliches
Interesse, da dieses Gebiet bisher noch nir-
gends in deutscher Sprache systematisch be-
arbeitet wurde. Für die weitere Entwicklung
der Publikationen muss noch alles offenge-
halten werden. Die bisherigen Veröffent-
lichungen versuchten Allgemeininteresse
und wissenschaftliches Interesse gleicher-
massen zu befriedigen. Möglicherweise lässt
sich das auf die Dauer nicht durchhalten,
weil die beiden Interessen sich teilweise wi-
dersprechen.
Zahlreich sind individuelle Anfragen an das
Institut. Gewünscht werden Literaturanga-
ben, Auskünfte über Institutionen und Per-
sonen, besonders über Gefangene in kom-
munistischen Ländern, die von Amnesty-
Gruppen betreut werden, Dokumentationen
für Vorträge, Unterricht oder Wissenschaft-
liehe Arbeit, Durchführung von Tagungen
und Konferenzen.

Von besonderer Art sind die Anfragen
der Massenmedien. Sie wünschen Unter-
lagen und Beratung für Artikel und Sen-
düngen, die mit unserem Arbeitsgebiet
zu tun haben. So entstanden Sendungen
von Radio und Fernsehen in der Schweiz
und in der BRD. Ein Artikeldienst für
Zeitungen sucht diesem Interesse entge-
genzukommen. Die Artikel werden von
verschiedenen Fachleuten geschrieben,
journalistisch aufgearbeitet und vom
Pressereferat weitergereicht.

Wäre nicht konkrete Hilfe nötiger als
Information?

Gelegentlich wird uns gesagt, Informa-
tion möge schon berechtigt sein, aber
konkrete Hilfe an die leidenden Brüder
in den staatsatheistischen Ländern wäre

nötiger. Nun kann man aber das eine
nicht gegen das andere ausspielen. In der
Praxis ergab sich eine fruchtbare Part-
nerschaft zwischen der von uns betrie-
benen Informationstätigkeit auf der ei-
nen Seite und der karitativen und mis-
sionarischen Tätigkeit auf der anderen
Seite. Caritativ tätige Gesellschaften sind
froh, dass die Informationsarbeit, an der
ja auch sie interessiert sind und um die
sie nicht herumkommen, bei uns syste-
matisch betrieben werden kann. Wir sind
froh, die Hilfsbereiten auf die vorhan-
denen Gesellschaften für Caritas ver-
weisen zu können.

Wie eng in Wirklichkeit beide Bereiche
einander durchdringen, hat sich bekannt-
lieh bei der kirchlichen Entwiök'lungs-
hilfe gezeigt, die nicht innerhalb von zehn
Jahren einen so gewaltigen Aufschwung
genommen hätte, wenn ihr nicht der in
der Kirche vorhanden gewesene Infor-
mationsapparat zum Zwecke der Be-
wusstseinsbildung zur Verfügung gestan-
den hätte. Dissonanzen im Zusammen-
hang mit Kompetenzfragen, wie sie in
den reformierten Kirchen der 'Schweiz im
Bereich der Bewusstseinsbildung zu be-
obachten waren, lassen es als richtig er-
scheinen, wenn im Blick auf die Zweite
Welt Information und caritative Tätig-
keit von Anfang an geschieden werden.
Das bringt unsere Arbeit allerdings um
ein Stück Popularität. Es ist nicht so
leicht, sie z. B. für eine Kirchenkollekte
mundgerecht zu empfehlen. Umsomehr
hoffen wir auf Verständnis der für die
kirchlichen Finanzen Zuständigen, dass

sie uns über andere Wege mit den für un-
sere Arbeit erforderlichen Mittdn ver-
sehen. Nun kann aber gerade in unserem
Arbeitsbereich festgestellt werden, dass
Information bzw. öffentliche Meinung,
die aufgrund von Information zustande-
kam, unmittelbar hilfreich sein können.
Das bestätigte eine Pressemeldung vom
20. Mai 1974, wonach Wladimir Bukows-
ki von den sowjetischen Behörden aus
der Einzelhaft entlassen worden ist. Man
darf darin eine Reaktion auf die öffent-
liehe Meinung der Ersten Welt sehen.
Aida Skripnikowa, eine Baptistin, befand
sich in Gefahr, verhaftet zu werden. Da
wurde in London ein Büchlein veröffent-
licht, das ihren «Fall» schildert. Fortan
liess die Polizei sie in Ruhe. Umgekehrt
wäre der orthodoxe Pfarrer Dudko in
Moskau vielleicht nicht verhaftet wor-
den (Meldung vom 20. Mai 1974), wenn
die Öffentlichkeit sich vermehrt mit ihm
beschäftigt hätte. Denn er befand sich
schon 1972 in Gefahr, die vermutlich
durch deutliche Öffentlichkeitsreaktion
in der Ersten Welt abgewendet wurde.
Schliesslich wären Sprecher weiter Kreise
der sowjetischen Öffentlichkeit wie Sol-
schenizyn und Sacharow nicht möglich
geworden ohne den Rückhalt in der
Ersten und Dritten Welt. Information

wirkt sich also in zahlreichen Einzelfäl-
len, wie auch für ganze Bevölkerungs-
gruppen als konkrete Hilfe aus.

Integration statt Polarisierung

Noch nicht geäussert haben sich bis jetzt
kirchliche oder staatliche Stellen der
Zweiten Welt. Ihr Urteil dürfte jedoch
gleich ausfallen wie das Urteil über das

«Centre for the Study of Religion and
Communism» in London oder die ein-
schlägigen Publikationen des «Bundesin-
stitutes für ostwissenschaftliche und poli-
tische Studien» in Köln (Dr. Gerhard Si-
mon), die stets neu mit Bannstrahl und
Verdikt belegt werden. Weil solches auch
für uns zu erwarten ist, hat man uns ver-
einzelt schon im Zusammenhang mit der
Gründung unserer Dienststelle kritisch
beurteilt, wir könnten ein Hindernis im
Rahmen der westöstlichen Entspannung
sein. Solche und ähnliche Auffassungen
weisen wir mit Entschiedenheit zurück.
Solange wir in einer Gesellschaft mit
Meinungs- und Redefreiheit leben, haben
wir auch das Recht und die Möglichkeit,
uns kritisch mit dem Phänomen des
Glaubens in der Zweiten Welt zu be-
schäftigen.
Die Behauptung, wir seien entspannungs-
feindlich, nur weil wir die Dinge beim Na-
men nennen, fällt auf die Urheber der Be-
hauptung zurück. Diesbezügliches Entge-
genkommen gegenüber Kritikern von dieser
Art würde den Ausverkauf der Freiheit be-
deuten. Nun aber muss es in oder zwischen
den Kirchen einen Bereich geben, wo die
Probleme von Glaube und Kirche in Staats-
atheistischen Ländern offen erörtert wer-
den können. Denn die Tabuisierung dieser
Thematik auf der Ebene der Ökumene bzw.
der kirchlichen West-Ost-Politik stellt einen
alarmierenden Eingriff in innerkirchliche
Belange dar. Wenn es diese Tabuisierung
im Bereiche der Politik gibt, dann muss es
mit zwingender Notwendigkeit einen ande-
ren Bereich geben, wo im Interesse der
Wahrheitssuche offen und öffentlich nach-
gedacht werden kann. Ein anderlei ist die
Frage, welchen Gebrauch die für die Kir-
chenpolitik Verantwortlichen von den Er-
gebnissen dieses Forschens und Nachden-
kens machen. Das ist in ihre Freiheit ge-
stellt.

Aber auch in eine andere Richtung müs-
sen abgrenzende Worte gesprochen wer-
den. Wir enttäuschen alle, die wähnen,
unsere Dienststelle für eine schattierungs-
lose Schwarz-Weiss-Kontrastierung der
von uns beobachteten Probleme ausnüt-
zen zu können. Zu gross ist die Mannig-
faltigkeit des Lebens in den Ländern der
Zweiten Welt, als dass man die Dinge
mit Kurzbeschriftung oder Schlagworten
etikettieren könnte. Man vergleiche nur
die Länder wie Albanien und Polen mit-
einander oder die kirchliche Lage in der
Sowjetunion mit derjenigen in der DDR,
und schon wird deutlich, dass schablo-
nenhafte Beurteüung der Phänomene
nicht möglich ist.
Damit kommen wir zur Feststellung,
dass die so üblich gewordene Polarisie-
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Die Situation der jungen Priester heute

Tagung der deutschsprachigen Regentenkonferenz in Luzern

rung in Denken und Urteilen den von
uns beobachteten Phänomenen nicht an-
gemessen ist. Die Rechnung geht nie auf,
wenn man sie reduziert auf Formeln wie
diese: Christentum contra Marxismus,
Kirche contra Sowjetstaat, Freiheit con-
tra Sklaverei. Was soll man denn an-
fangen mit den Mitgliedern der kom-
munistischen Partei, die zugleioh gläu-
bige Christen sind oder mit den Bürger-
rechtskämpfern, die in kommunistischen
Ländern um Glaubens- und Gewissens-
freiheit kämpfen, für sich aber nicht vom
Marxismus als wirtschaftlicher oder poli-
tischer Möglichkeit abgehen?
Extrapolieren wir diese für unsere Ar-
beit geltende Feststellung ins Allgemeine
kirchlichen und theologischen Denkens,
so gelangen wir zur Folgerung, dass es

grosser Weite und Integrationsfähigkeit
im Denken bedarf, um über die Polari-
sierung hinaus zu schöpferischer und
nach der Zukunft hin offener Haltung
zu gelangen. Im Bereiche der Politik ist
solche Hältung zurzeit Utopie. Im Be-
reiche der Kirche finden sich Voraus-
Setzungen, die aus der Utopie Wirklich-
keit werden lassen können. Ich denke
wieder an die Katholizität, an die — or-
thodox gesprochen — sobornost; an die-
se Grundeigenschaft der Kirche, die sie
eh und je über eine erstaunliche Integra-
tionskraft verfügen liess. Diese Integra-
tionskraft berechtigt zur Hoffnung ange-
sichts der ideologisch bedingten Desinte-
gration und der politisch betriebenen
Spaltertätigkeit. Doch ist das bereits eine
Glaübensaussage, die meine Kompetenz
übersteigt.

Die Aufgabe in Kurzfassung gebracht

Indem ich zum Schluss komme, fasse ich
die Aufgabe von «Glaube in der Zweiten
Welt zusammen. Es geht um das Sam-
mein, Aufarbeiten und Weiterreichen
von Information über das Phänomen
Glauben in den staatsatheistischen Län-
dern. Indem wir uns mit dieser Aufgabe
beschäftigen, beantworten wir teilweise
den Ruf der in der Repression lebenden
Gläubigen, tragen die Wahrheitssuche
auf diesem Gebiet in die Öffentlichkeit
und dienen der Kommunikation inner-
halb des Leibes Christi. Dazu gehört die
Teilhabe am Leiden der um ihres Glau-
bens willen Verfolgten.
Es stünde unserer kleinen Dienststelle
nicht an, grosse Worte über diese Auf-
gäbe zu verlieren. Darum bin ich dank-
bar, Bischof Dr. Johannes Vonderach
zitieren zu dürfen, der als einer der Mit-
Begründer unseres Vereins anlässlich der
Fachratssitzung 1973 unsere Aufgabe
wie folgt umrissen hat: «Es geht um Mei-
nungsbildung, Urteilsbildung und Gewis-
sensbildung.» Wenn wir einen Beitrag
zu diesem Prozess leisten können, sind
wir zufrieden. Eugen Korr

Vom 19.—23. Juli 1974 fand im Seminar
St. Beat in Luzern die alle zwei Jahre ta-
gende Konferenz der Regenten und Direk-
toren der deutschsprachigen Priestersemi-
narien und Thedlogerikonvikte statt. Aus
der Bundesrepublik Deutschland nahmen
31 Regenten und Direktoren, aus der
Deutschen Demokratischen Republik
(DDR) 3, aus Österreich 7, aus der
Schweiz 5, aus Italien 2 (Südtirol, Germa-
nicum Rom) und aus Luxemburg einer an
der Tagung teil. Es erschienen auch Ver-
treter der Bischofskonferenzen — die Bi-
schöfe Rusch von Innsbruck und Weber
von Graz, Bischof Hänggi von Basel,
Weihbischof Averkamp von Münster —,
die Vertreter diözesaner Personalämter,
der thelogischen Fakultäten, der Ordens-
obern und der Sekretär der Römischen
Kongregation für Ausbildung (sacra con-
gregatio pro institutione catholica), Erz-
bischof Schroffer.
Diese Konferenzen dienen in erster Linie
dem Erfahrungsaustausch und der Pflege
persönlicher Freundschaft unter den in
der gleichen Verantwortung stehenden
Priester. Doch widmet sich jede Konfe-
renz einem bestimmten Thema. Dieses
Jahr war es: «Die Situation der jungen
Priester heute: ihre Konsequenzen für die
Priesterausbildung und für den ersten
Gemeindeeinsatz.»

I.

Prof. Dr. Ordinarius für Soziolo-
gie in München, versuchte in einem ersten
Referat die Ergebnisse der vielen Prie-
ster-Umfragen der letzten Jahre für die
Situation der jungen Priester soziologisch
zu deuten. Seine extreme Typisierung —
Priestertyp A: er weiss sich berufen zu
expressivem Handeln, d. h. zu sinndeu-
tendem Tun in Predigt und Liturgie,
stammt aus einer Familie ohne grössere
Spannungen, hat tiefe religiöse Erfahrung,
ist meist «aussen geleitet» u. a. durch Ge-
setz und Gehorsam, hat deshalb kaum
Schwierigkeiten mit der Tradition, mit der
Einsamkeit, mit dem Zölibat; Priestertyp
B: er weiss sich vor allem berufen zu
funktionellem Handeln, d. h. zu sinnver-
wirklichendem Tun im seelsorglichen
Gespräch, in Katechese bei Jugendlichen
und Erwachsenen, in Sozialarbeit usw.,
stammt eher aus einer Familie mit Span-
nungen, hat kaum tiefere Gotteserfah-
rung, ist «innen geleitet» durch selbstän-
dige Verantwortung und Gewissensent-
scheid, hat Schwierigkeiten mit der Tra-
dition, mit der Einsamkeit, mit dem Zöli-
bat — fand wenig Zustimmung aus der
Erfahrung und aus bibeltheologischen

Erwägungen der Teilnehmer, zumal Prof.
Helle den Typ A als den eigentlichen
Priester bezeichnete, den Typ B aber als
«zum Priester geweihten Diakon». Was
für die Religionsgeschichte kultursozio-
logisch richtig gedeutet sein kann, muss
noch nicht dem christlichen und katholi-
sehen Priesterverständnis entsprechen.
Im Gegenteil: Gerade in Jesus Christus
wird die Spannung zwischen expressivem
und funktionellem Handeln ausgehalten,
wissen sich die Priester mit Recht zu bei-
dem berufen. Ihnen ist u. a. die Gemein-
deleitung anvertraut, die sowohl Liturgie
wie Diakonie umfasst, wobei eine sinn-
volle Auffächerung der Dienste durchaus
erstrebenswert ist.
In einem zweiten Referat «Zur geistlichen
Situation der jungen Priester» entwickelte
Prof. Dr. Hcmmerl«, Ordinarius für Re-
ligionsphilosophie in Freiburg/Brsg. auf
Grund der Umfrageergebnisse interessan-
te Postulate für die Aubildung und Ein-
Übung in den priesterlichen Dienst. Zwei
Stichworte: «donum» und «communio»
prägten die Ausführungen, die lebhaft
diskutiert wurden. Der Priester lebt und
kann seine Sendung nur erfüllen, wenn
er Sendung, Wort und Auftrag der Ver-
kündigung als Geschenk, wenn er sich
selber als Beschenkter anerkennt. Diese
Anerkennung braucht Raum in Médita-
tion und Gebet (gegen Aktivismus und
Rollenüberlastung). Der Priester lebt und
kann seine Sendung nur erfüllen in mit-
brüderlicher Gemeinschaft, in Spontan-
gruppen, in der kollegialen Zusammen-
arbeit, im diözesanen Presbyterium zu-
sammen mit dem Bischof.
Dieses Referat und die anschliessende
Diskussion wurden zum guten Ausgangs-
punkt für die Überlegungen von Prof. Dr.
Bertsch SJ, Professor für Pastoraltheo-
logie und Konviktdirektor in St. Georg,
Frankfurt, und von Prof. Dr. Kamphaus,
Ordinarius für Pastoraltheologie in Mün-
ster und Regens des dortigen Pastoral-
seminars.
Prof. ßertac/z sprach über «Funktion und
Ort der Ausbildung in Gemeinschaft
während der theologischen Universitäts-
Studien» und plädierte für die Seminarge-
meinschaft als «Quasi-Personalgemeinde»
(übrigens wird im Codex von 1918 der
Regens als «Quasi-parochus» definiert!),
in der für die Priesteramtskandidaten die
«für diesen Beruf spezifische Identifika-
tion mit Glauben und Kirche» geschehe,
Raum sein müsse für «Glaubenserfah-

rung», aber auch für «die Erfahrung der
Spannung zwischen Institutionalisierung
und spontaner Initiative» und für «die

Erfahrung des sozial-integrativen Füh-
rungsstils», d. h. u. a. für die Einübung
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in die Mitverantwortung aller und be-
sonders der Priester für die Sendung der
Kirche, für die Einführung in das diöze-
sane Presbyterium. In diesem Zusam-
menhang wurde diskutiert über die Inte-
gration der Seminargemeinschaft in die
Ortsgemeinde und über die Integration
der Laientheologen in die Seminarge-
meinde. Beides wurde kritisch hinterfragt.
Doch waren alle der Meinung, man möge
für beide Experimente Raum lassen und
nicht vorschnell Entscheidungen fällen.
Vor allem waren sich alle Anwesenden
ihrer Verantwortung auch für die Laien-
theologen bewusst, für deren spirituelle
Hinführung zum kirchlichen Dienst und
für deren Integration in die Strukturen
dieses Dienstes.

IL

In sehr klaren Analysen und Thesen
äusserte sich Prof. Kurap/ians über «Das
Pastoralseminar als Schnittpunkt von Aus-
bildung und Gemeindedienst». Drei
Hauptprobleme der Situation der jungen
Priester wurden analysiert:
1. «Das Dilemma der Priesterausbildung
und Möglichkeiten der Reform.» Wieder
einmal stand das «Theorie—Praxis»-Pro-
blem zur Debatte, einerseits die Entfrem-
dung der Studenten von Glaubenserfah-

rung und Seelsorgepraxis durch die heute
immer noch übliche mehr Wissenschaft-
lieh- als pastoralorientierte Ausbildung an
den theol. Fakultäten, anderseits die enor-
men Schwierigkeiten der Übersetzung
neuerer theologischer Erkenntnisse in die
Verkündungspraxis in Katechese und
Predigt usw., zu welcher Übersetzung die
Fakultäten (und ihre Professoren) kaum,
und die Seminarien (und deren Leiter)
sehr wenig Hilfe bieten. Modelle der da-
her äusserst wichtigen Übergangszeit von
der Theorie zur Praxis wurden erörtert.
(Bedauerlich war, dass nur ein Vertreter
der deutschen Theologieprofessoren an-
wesend war, obwohl auch Vertreter der
schweizerischen und österreichischen Fa-
kultäten eingeladen waren.)
Als 2. Hauptproblem der jungen Priester
behandelte Prof. und Regens Kamphaus
«Die Rollenüberlastung». Er fordert
Schwerpunktbildung und systematische
Praxisberatung. (Ein Konferenzteilneh-
mer übersetzte dann den modernen Be-
griff «Supervisor» ins Griechische und
kam auf «Episkopos», zu Deutsch: Bi-
schof!) Wer soll diese Praxisberatung lei-
ten? Es gibt zwar sehr viele tüchtige
Pfarrer in allen Diözesen, welche die
Praxis der jungen Seelsorger begleiten
können. Sind sie aber genügend ausgebil-
det und fähig zur intensiven Praxisbera-
tung? Sind nicht dafür eigene Ausbil-
dungskurse notwendig?
Wer bestimmt die Schwerpunkte der Seel-
sorgearbeit: das Konzil!, die römischen
Bischofssynoden!, die diözesanen Syn-

Am Scheinwerfer

Propaganda für die Fristenlösung?

Seitdem bekannt wurde, dass sich der
schweizerische Bundesrat für die Indika-
tionenlösung mit sozialer Indikation ent-
schieden hat, sind in der Öffentlichkeit
viele Stimmen dagegen laut geworden,
allerdings aus entgegengesetzten Gründen.
Während z. B. die Schweizerische Bi-
schofskonferenz den Einbezug der söge-
nannten sozialen Indikation entschieden
ablehnt, weil soziale Not durch soziale
Massnahmen und nicht durch die Zer-
Störung menschlichen Lebens zu beheben
ist, sind andere überhaupt gegen die Indi-
kationenlösung, weil sie sich für die Fri-
stenlösung einsetzen. In der Presse wurde
von einer Umfrage berichtet, die im Auf-
trag der «Weltwoche» im Juni dieses Jah-
res durchgeführt wurde. Danach haben
sich von 1011 befragten über 18jährigen
Schweizern 33 Prozent für die Fristen-
lösung ausgesprochen. 29 Prozent wollen
am gegenwärtigen Zustand festhalten; 21

Prozent sind auch für die soziale Indika-
tion; 9 Prozent sind für die volle Freigabe
des Schwangerschaftsabbruchs; je 4 Pro-
zent würden den Abbruch bei Wirtschaft-
liehen Schwierigkeiten zulassen oder ha-
ben keine Meinung.
Trotz dieser Ergebnisse lauten in Zei-
tungsberichten die Überschriften wie «Für
die Fristenlösung» (NZZ vom 10. Juli
1974), oder «41 % sind mindestens für
die Fristenlösung» (Tagesanzeiger vom
10. Juli 1974). Die «Tagesschau» am
Fernsehen wusste aufgrund der Mei-
nungsumfrage von einer «relativen Mehr-
heit» für die Fristenlösung zu berichten.
Mit Recht wendet sich die NZN vom
16. Juli 1974 unter dem Titel «Bestürzen-
de Fragen» gegen eine Interpretation, als
ob die Mehrheit sich für die Fristenlösung
ausgesprochen hätte. Es sind immerhin
54 Prozent, die sich gegen die Fristen-
lösung ausgesprochen haben. In einer
objektiven Berichterstattung wäre also
dieses Resultat als wichtigstes Ergebnis
festzuhalten. Wenn man die Dinge anders
präsentiert, entsteht der Eindruck, dass

man durch die Interpretation der Ergeb-
nisse Propaganda für die Fristenlösung
machen möchte.

oden!, die interdiözesanen und diözesanen
Pastoralkommissionen!, die diözesanen
und kantonalen und regionalen Seelsorge-
räte!, die Pfarreiräte und anderen Gre-
mien!, der Pfarrer und seine Mitarbeiter!,
die Fähigkeiten und Wünsche der einzel-
nen Seelsorger!, die Bedürfnisse der Ge-
meinden!, die Erwartungen vieler, der

Vor kurzem wurde berichtet, dass sich
die Mehrheit der Gynäkologie-Chefärzte
gegen die Fristenlösung ausgesprochen
hat. Mit guten Argumenten wendet sich
Prof. Dr. med. H. M. Koelbing, Direktor
am Medizin-historischen Institut der Uni-
versität Zürich gegen die Fristenlösung
(NZZ vom 19. Juli 1974, Mittagsausgabe).
Er widerspricht einem redaktionellen Ar-
tikel der NZZ, wonach «eine erdrücken-
de Mehrheit von Parteien und Verbän-
den» die Fristenlösung befürwortet. Wenn
in den offiziellen Stellungnahmen ver-
schiedener Parteien und Verbände diese

Meinung zum Ausdruck kommt, ist damit
noch nicht der Beweis erbracht, dass sich
die Mitglieder mit dieser Meinung iden-
tifizieren. «In der Bevölkerung scheint
allerdings noch keine erdrückende, son-
dern höchstens eine relative Mehrheit für
die Fristenlösung vorhanden zu sein.

Stärker als für Partei- und Verbandsor-
gane scheint für den einzelnen Bürger, die
einzelne Bürgerin jene Grundtatsache ins
Gewicht zu fallen, die aus den Diskussio-
nen um die Abtreibungsparagraphen oft
gerne ausgeklammert wird: Abtreibung ist

Tötung eines menschlichen Wesens, einer
zwar noch sehr unfertigen, aber in voller
Entwicklung begriffenen menschlichen
Person» (Koelbing, a. a. O.). Mit Recht
betont Koelbing, dass dies keine spezifi-
sehe katholische Auffassung ist, da für
jeden Christen oder Nichtchristen das

Kind ein Geschöpf und nicht ein Fabrikat
ist.
Hätte sich der Bundesrat für die Indika-
tionenlösung ohne soziale Indikation oder
für die Fristenlösung entschieden, wären
die Positionen klarer. Der Einbezug der
sogenannten sozialen Indikation hat eine

neue Lage geschaffen. Mit aller Entschie-
denheit muss man sich dagegen wehren,
dass aus der Ablehnung der sozialen Indi-
kation Propaganda für die Fristenlösung
gemacht wird. Und dann ist eine sehr
eingehende und intensive sachliche Infor-
mation und Argumentation notwendig.

.T/ois Snstar

menschlichen Gesellschaft! — oder der
Auftrag zur christlichen Verkündigung,
der sehr pluralistisch verstanden wird?
Man kann alle Angesprochenen nicht ge-
geneinander ausspielen. Man darf deshalb
auch nicht meinen, dass die für die Aus-
bildung zum kirchlichen Dienst Verant-
wortlichen und die Kandidaten für diesen
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Dienst klare, konkrete Konzepte wissen
und einüben können, bei aller Klarheit
darüber, dass die einen ausbilden und die
andern sich einüben wollen in den Dienst
am Wort Gottes, das den Frieden Gottes
verheisst und zum Reiche Gottes hinfüh-
ren will. Schwerpunktbestimmung der
Seelsorge kann nur geschehen von die-
sem Auftrag Gottes und von der kon-
kreten Situation her. Es ist sicher einer-
seits Sache der Planung, aber anderer-
seits auch Sache der Option des einzel-

nen, der sich zum einen oder anderen
mehr berufen und befähigt weiss.

Prof. Kamphaus behandelte zuletzt «Das
Problem der Sozialisation», d. h. das Pro-
blem der Einführung und der Einübung
in die Berufsgruppe der Priester. Wie ge-
schieht die Integration der neu geweihten
Priester in die Seelsorgeteams der betref-
fenden Gemeinden, Regionen, in das

Presbyterium der Diözese? Wie kann da-
zu eingeübt werden? Die Möglichkeiten
des Pastoralseminars (des letzten Jahres
der Ausbildung) wurden diskutiert, eben-
falls die Forderungen an die Personal-
planung, z. B. nach regional oder gar
teammässig konzentriertem Einsatz der
jungen Priester und deren durch das Se-

minar zu gewährleistenden Fortbildung.
(Leider war wiederum nur der Vertreter
der deutschen diözesanen Personalämter,
Prälat Dr. Müllejans von Aachen, an-
wesend und konnte deren Überlegungen
zur Sprache bringen.)
In einem geschäftlichen Teil vernahm
man in den Berichten aus den verschie-
denen Ländern Interessantes, u. a. über
die Reform des theol. Studiums, das sich
mehr von curricularen Überlegungen her
bestimmen lassen muss, d. h. u. a. beson-
ders von den zukünftigen Tätigkeitsfel-
dern der Auszubildenden her. Bezeich-
nend ist, dass das Problem der Einfüh-
rung in die theologische und pastorale
Ausbildung am modernsten und am be-
sten an der einzigen katholischen theolo-
gischen Hochschule der DDR in Erfurt
gelöst erscheint. Auch der «Fall Küng»
kam zur Sprache. Der Vorsitzende der
Konferenz wurde beauftragt, in einem
dringlichen Brief an die Bischöfe und an
Prof. Küng die Besorgnis der Seminarlei-
ter auszudrücken über die wachsende
Unruhe und Verunsicherung bei den
Theologiestudenten, wenn die Auseinan-
dersetzung nicht in aller Offenheit und
Ehrlichkeit, in gegenseitiger Loyalität
ausgetragen wird.

III.

Vorgängig zur Konferenz aller deutsch-
sprachigen Regenten fand eine kurze Sit-

zung der schweizerischen Regentenkon-
ferenz statt. Es wurden vor allem die
Probleme der liturgischen Erteilung der
Missio besprochen. An die Bischofskon-
ferenz geht die Forderung nach klarer Re-

gelung der verschiedenen Missio-Ertei-
hingen: Die Missio canonica für den
Verkündigungsdienst soll weiterhin auch
ohne Liturgie erteilt werden können,
wenn auch auf eine liturgische Erteilung
an alle Kandidaten hingearbeitet werden
soll. Es soll niemand zum hauptamtlichen
kirchlichen Verkündigungsdienst ange-
stellt werden können, der nicht die Missio
canonica des zuständigen Bischofs besitzt.
Die Missio canonica (und auch ihre litur-
gische Erteilung) soll nur der zuständige
Bischof oder der von ihm Delegierte ge-
ben. Die Missio canonica soll nur auf ei-

ILiV a//e kennen die Spira/e des wirtsc/ia/t-
Zicken Forschriüs, an der so viele /fände dre-
ken. Tker wenige /ragen Sick, zu wessen
Gunsien und zu we/ckem Zweck sick das
Ganze eigeniZick dreken soi/. Etwa um den
t/msafz der Konzerne zu erköken? Oder die
Lökne? Die Dividenden? 5oZZen nur einzeZne
soziaZe Sckickien oder FöZker vom wir!-
scha/t/i'clien Fortschritt pro/i!ieren oder am
Ende gar aZZe? /s! ma/erieZZer Fortschritt in
sick überhaupt sinnvoZZ, wenn er sick in
geometrischen ZakZenreiken /oriseiz!? /s! er
nock zu veran!wor!en? Eine Frage an den
Menschen, an sein Gewissen. M. K.

Das Fazit des Ist-Standes:
Schizophrenie

Mit «Schizophrenie» bezeichnet die me-
dizinische Wissenschaft jenen komplexen
Bereich der Geisteskrankheiten, der zur
Spaltung der ganzen Person in ihrem
Denken, Wölfen und Fühlen führt. In
der Folge stimmt das ganze Verhalten des

Menschen mit der Wirklichkeit mehr und
mehr nicht überein. Schizophrenie als

Spaltung des Bewusstseins gibt es aber
nicht nur im Bereich der medizinisch
fassbaren Daten. Sie findet sich massen-
haft bei durchaus normalen Menschen,
etwa im wirtschaftlichen und sozialen
Verhalten. Darüber sprach kürzlich der
Leiter des GottliebdDuttweiler-Instituts
in Rüschlikon vor Mitgliedern eines Ma-
nagerklubs. Er nannte Tatsachen:
Der Manager preist die USA als Vorbild
wirtschaftlicher Tüchtigkeit und prakti-
ziert im geschäftlichen Bereich deren Me-
thoden, obwohl er privat feststellt, dass

dort 5,6 % der Weltbevölkerung 40 %
der nicht erneuerbaren Rohstoffe verbrau-
chen.
Er ist stolz über die Expansion seines

Unternehmens, während er weiss, dass

sie nur auf Kosten von Wasser, Sauer-
stoff und Grünfläche erfolgen kann.
Er verlangt vom Arbeitnehmer strikte und
widerspruchslose Einordnung in das Un-
ternehmensziel, erwartet aber gleichzeitig

nen konkreten kirchlichen Dienst hin ge-
geben werden. Der Empfänger muss be-
reit sein zu diesem konkreten Dienst. In
den Gemeinden, in denen dieser konkrete
Dienst geleistet wird, soll der so zum
Dienst Beauftragte im Gottesdienst vor-
gestellt werden.
Die schweizerischen Regenten wählten als
neuen Vorsitzenden ihrer Konferenz Dr.
François Varone, Regens des Walliser
Seminars in Freiburg. Er ersetzt Regens
Bernhard Gemperli von St. Gallen-St.
Georgen, dem der Dank für seinen gros-
sen Einsatz ausgesprochen wurde.

Otto Moojkrngger

von diesem Arbeitnehmer, dass er in sei-

ner Freizeit, im Bereich von Familie und
Staat, die volle Selbstverantwortung über-
nehme.
Nun existieren ja nicht nur Manager und
Produzenten, sondern auch Konsumen-
ten. Zu diesen letzteren zählen wir alle.
Und allzu oft teilen wir mit den angespro-
chenen Managern die gleiche schizo-
phrene Haltung: Wir wollen als reiches
Industrieland unseren materiellen Stan-
dart heben — auf Kosten anderer.
Wir wollen uns auf keinen Fall ein-
schränken — zugunsten anderer. Wir
haben gleichzeitig mit dem Egoismus des

Individuums den des Kollektivs entwik-
kelt: Mögen andere Länder zu kurz kom-
men, die Schweiz auf keinen Fall!
Es ist durchaus kein Trost festzustellen,
dass wir uns in diesem Punkt nicht besser
oder schlechter als andere Völker beneh-
men. Solche Wahrheiten wirklich anzu-
hören, fällt nicht leicht, sie anzunehmen
und dementsprechend zu handeln, fällt
noch schwerer. Beides aber ist unumgäng-
lieh notwendig. Darüber ergeht sich ein

ganzes Rundschreiben Pauls VI., «Popu-
lorum progressio»!. Dort stellt der Papst
die eindeutige Diagnose: «Die Welt ist
krank. Das Übel liegt... im Fehlen des

brüderlichen Geistes unter den Menschen
und unter den Völkern»^.

Die christliche Alternative:
Menschlichkeit aus dem Geist

Das Streben nach materieller Sicher- und
Besserstellung ist sowohl Recht wie
Pflicht des Menschen. Aber es ist nicht
dessen eigentliches Ziel. Dazu sagt der
Papst: Fortsetzung Seite 519

1 Deutsche Ausgabe unter dem Titel «Über
den Fortschritt der Völker» beim Paulus-
Verlag, Recklinghausen. Wir zitieren nach
dieser Ausgabe.

2 N. 66

Munter weiter auf der Fortschrittswelle?
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Synode 72 Beziehung zwischen Kirche und
politischen Gemeinschaften
Interdiözesane Sachkommission 9

Beziehung zwischen
Kirche und
politischen Gemeinschaften (Text für die 1. Lesung in den Diözesansynoden)

Komm/'ss/o/7sbeA7c/7f

0 Einleitung

Über Kirche und Politik sprechen und über das Ver-
hältnis zwischen beiden, im allgemeinen oder im be-
sonderen hier in der Schweiz und in unseren verschie-
denen Kantonen, bedeutet ein Unterfangen, bei dem
man sich notwendigerweise zu beschränken hat, um
das Wesentliche in den Griff zu bekommen. Um die
Dinge zu vereinfachen und um realistisch zu bleiben,
hat die ISaKo 9 darauf verzichtet, einen umfassenden
Bericht über diese sehr weitreichende Problematik
vorzulegen.
— Zur allgemeinen Information verweisen wir auf die

kirchlichen Verlautbarungen, die man nicht mehr
ausser acht lassen darf:

— die Konstitutionen über die Kirche (LG) und über
die Kirche in der Welt (GS);

— der Apostolische Brief Paul VI. «Octogesima ad-
veniens», zitiert OA nach der Ausgabe «Gleichheit
und Mitbestimmung», Imba-Verlag 71;

— das Dokument über die Gerechtigkeit in der Welt,
Bischofssynode Rom 1971, zitiert JM nach der
Ausgabe Johannes-Verlag.

— das Dokument der Versammlung von Lourdes
1972 «Pour une pratique chrétienne de la poli-
tique», édition du Centurion («Für eine christliche
Praxis der Politik»),

— Bevor sie ihre Vorlage darlegt, stellt die ISaKo klar,
dass darin der Ausdruck «Kirche» in Übereinstim-
mung mit dem II. Vatikanum stets die Gesamtheit
des Gottesvolkes bezeichnet, konkreter gefasst:
das Volk Gottes in der Schweiz, das sich in Orts-
gemeinden und Ortskirchen (Pfarreien und Bis-
tümer) gliedert. So wichtig ihre Rolle auch ist, bil-
den nicht allein die Amtsträger (Bischöfe und
Priester) die Kirche, weshalb sie auch nicht als
Kirche bezeichnet werden.

1 Kirche und Politik

1.1 Gruppen in der Kirche, die sich ihrer
Verantwortung in der Gesellschaft bewusst
sind.

1.1.1 Seit der Menschwerdung des Wortes Got-
tes in unserer Geschichte war es für die Kirche und
für ihren Auftrag, die Frohbotschaft zu verkünden,
stets ein wesentliches Anliegen, sich in die Wirklich-
keit der Welt und der Gesellschaft einzufügen.

1.1.2 Aus zahlreichen Gründen, die von der Ge-
schichte, von der Entwicklung und von der Kultur her
bedingt sind, hat der politische Bereich heutzutage
eine vorrangige Bedeutung erhalten. Die Menschen
sehen sich gezwungen, sich um ihn zu kümmern, und
dies nicht nur im Rahmen der Gesellschaft und ihrer
Gruppen, sondern auch im Innern der Kirche und in
ihren Gemeinschaften.

1.1.3 Einige lehnen das Eindringen der Politik in das
Leben der Kirche ab: sie geben vor, klar unterschei-
den zu können zwischen der Kirche einerseits, die
sich ausserhalb der Politik nur mit dem religiösen
und übernatürlichen Bereich zu beschäftigen habe,
und der politischen Gesellschaft, insbesondere dem
Staat, anderseits, in denen sich die Menschen poli-
tisch betätigen.

1.1.4 Dass dieser Dualismus unmöglich ist, könnte
man ohne weiteres nachweisen anhand von ge-
schichtlichen und gesellschaftspolitischen Analysen.
Es möge hier genügen darauf hinzuweisen, dass die
Bischofssynode in Rom 1971 jedenfalls dieser Über-
zeugung Ausdruck verlieh: «Die Sendung, das Evan-
gelium zu verkünden, erfordert den radikalen Einsatz
für die integrale Befreiung des Menschen in der
Wirklichkeit seines Weltdaseins.»
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Ohne das Eintreten auf den politischen Bereich gibt
es keine wirkliche Verkündigung und somit auch
keine Kirche.

7.7.5 Es gibt auch einige, die die Kirche am liebsten
in einer neutralen Haltung verharren sehen, die sich
darauf beschränkt, den Gläubigen als moralische For-
derung aufzuerlegen, sich einzusetzen und mit Sorg-
fait die staatsbürgerlichen Pflichten zu erfüllen. Wenn
aber die Verkündigung des Evangeliums und politi-
tische Aktion sich begegnen sollen, dann kann sich die
Kirche nicht mit einem vagen moralischen Aufruf be-
gnügen. Im übrigen können die eigentlichen Inhalte
eines konkreten politischen Engagements nicht mehr
einfach von der Hierarchie aus festgelegt und von der
Basis lediglich ausgeführt werden. Papst Paul VI.
stellt fest: «Angesichts so verschiedenartiger Situa-
tionen ist es für uns schwierig, etwas Allgemeingül-
tiges zu verkünden oder eine Lösung mit universaler
Geltung vorzuschlagen. Dies ist weder unsere Ab-
sieht, noch unsere Aufgabe» (OA, S. 15).

7.7.6 Will man erreichen, dass die Verkündigung des
Evangeliums wirklichkeitsnahe sei und demnach
den politischen Bereich erfasse, und beabsichtigt
man ferner, ein dem Evangelium entsprechendes po-
litisches Engagement der Kirche, so erfordert dies,
dass die Gläubigen sich begegnen können, um mitein-
ander über diese Dinge nachzudenken. Gemäss Papst
Paul VI. sollen sich überall christliche Gemeinschaf-
ten bilden, «die sich ihrer Verantwortung innerhalb
der menschlichen Gemeinschaft bewusst sind (OA,
S. 13 f.).
«Diesen christlichen Gemeinschaften kommt es zu,
die für ihr Land eigene Situation objektiv zu analysie-
ren, sie im Lichte der unvergänglichen Worte des
Evangeliums aufzuhellen. Diesen Gemeinschaften
obliegt es auch, mit den verantwortlichen Bischöfen
und im Gespräch mit den anderen christlichen Mit-
brüdern wie allen Menschen guten Willens die ange-
zeigten freien Möglichkeiten und den Einsatz zu be-
urteilen, um die sozialen, politischen und Wirtschaft-
liehen Umbildungen durchzuführen, die in vielen Fäl-
len dringend notwendig sind» (OA, S. 15 f.).

7.7.7 Die Bildung solcher Gruppen oder Gemein-
schatten soll in der Kirche ermöglicht und gefördert
werden; es soll darauf hingewirkt werden, dass es in
der Kirche Orte der Besinnung gibt, die sich um ein
dem Evangelium entsprechendes politisches Denken
bemühen: so lautet der Inhalt der ersten Zielsetzung,
die wir vorlegen (DE 4.1.1), sowie der etlichen zusätz-
liehen Beschlüsse, die wir als notwendig erachten im
Hinblick auf ihre Verwirklichung (DE 4.1.2—4.1.5).

1.2 Die «politische Diakonie» — die politische
Aktion zugunsten der Benachteiligten und einer
gerechteren Gesellschaftsordnung

7.2.7 «Gehe hin und tue desgleichen», so spricht Je-
sus im Evangelium jedesmal, wenn ein Mann oder eine
Frau aufgrund seines Wirkens eine Bekehrung erlebt.
Im Anschluss an diese Aufforderung des Herrn ver-
weist die Bischofssynode von 1971 auf die Gemein-

schaff und somit auf den politischen Bereich und er-
klärt:
«Wenn die christliche Liebes- und Gerechtigkeitsbot-
schaft sich nicht im aktiven Einsatz für die Gerechtig-
keit in der Welt verwirklicht, erscheint sie dem Men-
sehen von heute kaum glaubhaft.»

7.2.2 Politische Aktion bedeutet für manche Eintritt
in die politischen Organisationen und Institutionen
der Gesellschaft und des Staates, allgemeiner und für
die meisten, jegliches gesellschaftliche Engagement
auf verschiedener Ebene und in verschiedener Form.
Diese politische Aktion von Christen oder christlichen
Gemeinschaften darf jedoch nicht aus Machtmotiven
heraus erfolgen, sondern einzig — und hierin liegt das
spezifisch Christliche an ihr — als ein im Namen des
Evangeliums zu leistender «Dienst» («Diakonie») am
Menschen und an der Gesellschaft. In diesem Sinn
wird man somit von der «politischen Diakonie» der
Kirche sprechen können.

7.2.3 Zwei Zusatzfragen ergeben sich in der Kirche
im Zusammenhang mit dieser Zielsetzung (DE 4.2.1).
Die erste betrifft die Kriterien für diese politische Ak-
tion (DE 4.2.1). Unter jenen, die die unvermeidliche
Begegnung zwischen Glauben und Politik anerken-
nen, sind einige, die eine christliche Politik fordern,
die sich unmittelbar nach einigen christlichen Prinzi-
pien ausrichtet. Andere indessen gestehen dem Glau-
ben lediglich den Wert eines Rückhaltes zu und ent-
nehmen die Kriterien für ihre Aktion einzig der gesell-
schaftlichen Analyse. Es liegen also zwei extreme Po-
sitionen vor. Nach unserer Ansicht wäre besser abzu-
wägen zwischen den erforderlichen Ergebnissen ei-
ner sorgfältigen Gesellschaftsanalyse einerseits und
der Rolle des Glaubens anderseits. Dieser stellt nicht
nur eine Kraft und zusätzliche Motivation dar, sondern
legt auch einen spezifischen Inhalt nahe und verleiht
eine Sinngebung für das Leben des Menschen und
gleichzeitig für sein politisches Handeln.

7.2.4 Das zweite Problem ist jenes der Einheit und
der Autorität in der Kirche bezüglich dieser politi-
sehen Fragen (DE 4.2.3). Es handelt sich hierbei um
ein bedeutsames, lebenswichtiges Problem für die
Kirche, die ja auch vom allgemeinen Pluralismus er-
fasst ist. Wir unterscheiden zwischen dem Amt der
Einheit und der Autorität, das im Namen des Evange-
liums auftritt, auf der einen Seite und auf der anderen
dem zuständigen Organ, das im Namen der ganzen
Ortskirche als solcher Stellung nimmt. Mit diesem
letzten Punkt berühren wir bereits das Thema des
zweiten Teiles.

1.3 Ein umstrittener Punkt: Priester und Politik

Die Bischofssynode von Rom 1971 hat sich selbst
auch mit dieser Frage auseinandergesetzt (siehe: Das
Priesteramt, Johannes-Verlag, 1972, S. 66 f.).
Der von uns vorgelegte Text über Predigt und Aktion
der Priester will nicht in erster Linie präzise Entschei-
düngen, die ohnehin nicht möglich sind, formulieren,
sondern eher grundsätzliche Überlegungen anstellen,
die alle notwendigen Nuancen berücksichtigen.
Diese Überlegungen teilen wir den Diözesansynoden
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mit, weil diese der Bauplatz sein sollen zur Erarbei-
tung einer breiten kirchlichen Übereinstimmung in
den Punkten, die zurzeit die Kirche und die Gemein-
schatten bedrücken und entzweien (DE 6.3).

2 Die Kirche in unserer Gesellschaft

Die Kirche ist sich ihrer Minderheitsstellung in un-
serer Gesellschaft bewusst. Sie tritt jedoch ein für
den Dienst in der Gesellschaft und am Menschen und
für die Vermittlung zwischen unterschiedlichen Grup-
pen und Meinungen.

2.1 Die Kirche und die weltanschaulich-
pluralistische Gesellschaft

2.7.7. Die heutige Gesellschaft wird auch in der
Schweiz als weltanschaulich-pluralistisch bezeich-
net, als Gesellschaft, in der unterschiedliche, gegen-
sätzliche und teilweise miteinander gänzlich unver-
einbare Lebenserfahrungen, Interessen und Weltan-
schauungen zum Ausdruck gebracht werden. Das
Bild unserer Gesellschaft ist dasjenige einer durch-
organisierten und vielschichtigen Gesellschaft gewor-
den. Durch die Entwicklung hin zum Sozial- und Wohl-
fahrtsstaat scheinen heute unsere staatlichen Insti-
tutionen in beinahe jeden Sach- und Lebensbereich
des Menschen einzugreifen. Hinzu kommt, dass auch
die Kleinheit unseres Gemeinwesens und dessen
föderalistischer Aufbau den überall festzustellenden
Trend zu sogenannten Superstrukturen in Bürokratie
und Wirtschaft nicht aufzuhalten vermochten. Die ver-
gangenen Jahre brachten einen bisher nie gekann-
ten Wohlstand und noch grössere Freiheiten in bezug
auf die Lebensgestaltung. Gleichzeitig überwucherte
das wirtschaftlich-materielle Denken zu Lasten tradi-
tioneller Werte und Wertungen. In Zusammenhang
damit steht nicht zuletzt eine vor allem in Kreisen der
jungen und jüngeren Generation auf verschiedene
Weise zum Ausdruck gebrachte Kontestation, die an
die Grundfesten vieler westlicher Industrienationen
rührt. Das Problem der Umwertung aller Werte und
der Drang nach Demokratisierung aller Lebensbe-
reiche steht im Raum und hat auf alle öffentlichen und
privaten Institutionen übergegriffen. Einem früher
zu ausgeprägten Individualismus steht heute eine teil-
weise ausgeprägte Entpersonalisierungsentwicklung
gegenüber, die den Wert des einzelnen vor der Ge-
meinschaft herabzumindern droht. Es sei dabei eine
neue Welle der Ideologisierung erwähnt, die auch un-
seren im Grunde uralten Brauch der Regelung der
Konflikte nach dem Muster des gütlichen Einverneh-
mens, welchen wir gemeinhin mit dem Stichwort Kon-
kordanzdemokratie bezeichnen, nicht verschont.

2.7.2 Sä/av/ar/s/erung
Die religiöse Verhaltensforschung stellt fest, dass mit
dem Aufkommen der Industriegesellschaft und der
Entwicklung hin zum Wohlfahrtsstaat ein immer gros-
ser werdender Abstand zwischen breiten Kreisen der
Bevölkerung und der Kirche und dem Glauben fest-
zustellen ist. Die zunehmende Verstädterung und
Vermassung mögen dabei das ihre dazu beigetragen
haben. Ein grosser und wesentlicher Teil unserer Mit-

menschen steht nicht mehr unmittelbar zu Kirche und
Glaube. Religion wird in zunehmendem Masse gewis-
sermassen als «Konsumgut», als Privatsache neben
andere Bereiche gestellt. Sie vermag daher immer
weniger die Lebenshaltung und den Sinn unseres
menschlichen Daseins zu prägen. Andere Ansc'hau-
ungen und Sinngebungen haben Fuss gefasst, und
zwar nicht zuletzt dadurch, weil die wirtschaftlich-
materielle Denkweise andere Werte und Wertungen
mitunter sehr verdrängt hat. Christliches Gedanken-
gut hat sich zudem von der Kirche abgelöst und wird
von anderen Gruppierungen übernommen.
Wichtig erscheinen zwei Hinweise. Man wird der Kir-
che in Zukunft wohl nicht mehr auf Grund sozialer
Kontrolle, sondern auf Grund persönlicher Entschei-
dung angehören (Kirche 1985, 18). Zweitens hat die
vom Staate gewährleistete Religionsfreiheit für alle
Kirchen eine andere Bedeutung angenommen. Sie ist
nämlich zusätzlich noch Garant vor der Übermacht
anderer Weltanschauungen und Ideologien.

2.7.3 Oft und stark lag früher die Betonung auf der
po//'f/scöen und rec/7f//c/?en Ausmarcöung zw/'schen
K/rche und Sfaaf. Auch heute rollen neue Initiativen
dieses Thema von neuem auf. Dabei ist die Kirche
und sind die Kirchen erst daran, ihr Selbstverständ-
nis im Hinblick auf unsere weltanschaulich-plurali-
stische Gesellschaft zu suchen und festzulegen. Ent-
scheidend ist wegen des Auf- und Überkommens an-
derer verschiedenartiger und unterschiedlicher Welt-
anschauungen und Lebensweisen die Tatsache, dass
die Pluralität innerhalb der Gesellschaft auch zu einer
Pluralität innerhalb der Kirchgemeinden und dem ge-
samten Kirchenvolk geführt hat. Kirche, Staat und Ge-
Seilschaft haben es ja mit ein und demselben Men-
sehen zu tun. Bei unserer politischen Vielfalt gerade
auf der untersten Stufe unseres Gemeinwesens, der
Gemeinde, lässt sich allerdings nicht eindeutig sagen,
ob beispielsweise diese Pluralität in unsern Landre-
gionen weniger stark zum Ausdruck kommt als in den
grössten Agglomerationen. Eindeutig scheint ledig-
lieh, dass auch dadurch die Kirche in eine Art Diaspo-
ra treten wird (vgl. auch Kirche 1985, 18).

2.2 Die Kirche in der Gesellschaft

2.2.7 E/'gensfänd/'ges W/'r/ren der KVrcäe

Den Rückzug des Religiösen und Kirchlichen schlicht
als unaufhaltsam anzukündigen, erscheint dem Chri-
sten als Resignation und totale Hoffnungslosigkeit.
Eine solche Sicht übersieht auch, dass die Kirche
seit je ein soziales Engagement realisiert und die Bil-
dungsaufgabe auch als die ihre betrachtet. Stand im
letzten und bis in dieses Jahrhundert hinein die Aus-
bedingung von Rechten dem Staate gegenüber
im Vordergrund, stösst die Kirche heute im sozialen
Bereich stark ins Gesellschaftliche vor (vgl. Vorlage
der ISako 8: Soziale Aufgaben der Kirche in der
Schweiz). Als Repräsentantin des Religiösen, welche
sich in ihrer horizontalen Ausrichtung dem Frieden
und der Gerechtigkeit verbunden fühlt, werden
ihr von der Öffentlichkeit soziale, fürsor-
gerische und andere Aufgaben nicht zugebilligt, son-
dem nachgerade abverlangt. Sie wird dadurch aller-
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dings zunehmend mehr als vorwiegend karitative In-
stitution betrachtet. Eine ausschliessliche Gleichset-
zung der Kirche mit einer sozialen Institution käme
allerdings ihrer Selbstaufgabe gleich.

2.2.2 So sehr allerdings traditionelle, moralische und
ethische Werte an Gewicht verloren haben mögen, so
sehr zeigt sich doch eine andere Entwicklung, näm-
lieh die, der Kirche die flo//e e/'ner mora/Zschen Hüfe-
r/n und Wächfer/n zuzuweisen, die sich für die Wah-
rung der Menschenrechte und die Anliegen Armer
und Entrechteter einzusetzen hat, die aber bei unbe-
quemen Antworten zuweilen doch nur als Störerin
empfunden wird. Dies mag wahrscheinlich daran rüh-
ren, dass eben nicht klar ist, wer nun im Namen der
Kirche die Stimme erheben darf oder wer bloss als
einzelner oder in einer Gruppe spricht. Dazu kommt,
dass die Pluralität sich auch innerhalb der Kirche und
ihrer Glieder zeigt, dass aber diese Pluralität noch
nicht genügend verkraftet ist. Alle Diskussionen um
gewünschte und unerwünschte Stellungnahmen der
Kirche zeigen aber allen Säkularisierungstendenzen
zum Trotz, dass die Kirche heute noch durch ihr Tun
und Lassen, ihr Engagement oder ihre Standortlosig-
keit in den gesellschaftlichen und politischen Raum
hineinwirkt, und zwar ob sie dies will odernicht. Als er-
schwerend erweist sich dabei nicht nur die mangeln-
de Klärung, wer im Auftrage der Kirche zu gesell-
schaftlichen und politischen Problemen sprechen soll,
sondern auch das Fehlen eines Instrumentariums
(«Atelier»), auf Grund dessen Stellungnahmen (und
seien diese auch blosse Informationen) mit der nöti-
gen Sachkunde vorbereitet werden könnten.

2.3 Kirche, Verbände und Parteien

2.3.7 Unter den im letzten Jahrhundert gegründeten
Vereinigungen befanden sich nicht wenige, die kon-
fessionelle Vereine und Bewegungen politischer Na-
tur waren und dies in ihrem Namen auch bekunde-
ten. Dies verlieh der schweizerischen Politik wie
schon früher eine besondere Note. Der politische Ka-
tholizismus bewegte liberale Reformierte und libe-
rale Katholiken in gleicher Weise. Er wurde auf der
Ebene des Bundesstaates erst gegen Ende des letzten
Jahrhunderts und richtig erst zu Beginn dieses Jahr-
hunderts in den politischen Entscheidungsbereich in-
tegriert, nachdem bewegte Jahre der Opposition vor-
ausgegangen waren. Entsprechend der zunehmenden
Breite des politischen Engagements weitete sich sein
Aufgabenbereich alsbald aus und verflüchtigte sich
seine ursprüngliche Stossrichtung und sein Charak-
ter. Nicht erst heute, vielmehr schon seit geraumer
Zeit ist zudem eine Ablösung des engen Bandes zwi-
sehen Kirche und Parteien und Vereinigungen festzu-
stellen, weil sich letztere nicht mehr nur einseitig kon-
fessionell orientieren, sondern zunehmend offener
werden und allen Christen nahestehen wollen. Heute
stehen denn vor allem die Parteien und viele der einst
eindeutig katholischen Verbände der Kirche grund-
sätzlich als freie gesellschaftliche Kräfte gegenüber.
Die Freihaltung der Kirche erfolgte aber nicht nur
durch die Öffnung der Vereinigungen, sondern auch
durch die parteipolitische Zurückhaltung der Kirche
in der Wahrnehmung ihrer politischen Aufgaben.

2.3.2 Heute steht die Kirche zu allen Parteien in ei-
nem grundsätzlich offenen Verhältnis und ist zur Zu-
sammenarbeit bereit, sofern diese Gruppen und Ver-
bände in ihren Programmen und in ihrer Haltung nicht
eindeutig mit ihren eigenen Aussagen in grundsätz-
lichem Widerspruch stehen und die christliche Hu-
manität verletzendes politisches Engagement zum
Ausdruck bringen. Sie trägt der Pluralität im poli-
tischen Bereich soweit Rechnung, als dies in ihrem ei-
genen Vermögen steht. Sie anerkennt dabei, dass es
politische Gruppierungen gibt und geben kann, die
religiöse Forderungen zwar öffentlich nicht unmittel-
bar geltend machen, die aber als Gruppe von Christen
aus einer christlichen Verantwortung heraus sich in
Staat und Gesellschaft zum Wohle aller engagieren
und ihre Vorstellungen von der besten politischen
Ordnung aus ihrer christlichen Sicht heraus zu be-
gründen trachten. Sie anerkennt diese Bestrebungen
deshalb, weil damit kundgetan wird, dass der christ-
liehe Glaube nicht einfach nur Privatsache sein soll.
Die Tatsache aber, dass Parteien und Verbände ihre
christliche Weltanschauung in ihrem Namen zum Aus-
druck bringen, bedeutet allerdings nicht, dass nicht
auch andere Parteien und Verbände christliche Werte
zum Massstab ihres Handelns nehmen.

2.3.3 Die Kirche ist sich bewusst, dass gesellschaft-
liehen Gruppen, insbesondere den Parteien, bei der
Gestaltung unseres Gruppenwesens eine hohe Bedeu-
tung zukommt. Weil sie sich zudem auch ihrer Ver-
antwortung für die Welt bewusst ist, anerkennt sie, ja
muss sie unter Umständen ein parteipolitisches En-
gagement des Christen fordern. Bei der Beurteilung
dieses Engagements lässt sie sich von den gleichen
Überlegungen leiten, wie sie oben kurz skizziert wor-
den sind. Weil Parteimitglieder und ihre Gläubigen
dadurch ein und dieselben Menschen sein können,
weiss sie einmal mehr, dass politische Pluralität auch
in ihre Reihen hineingetragen wird.

2.4 Alternativen der künftigen Stellung der Kirche
in der Gesellschaft

2.4.7 Angesichts der Vielfalt und Vielschichtigkeit
der sich der Kirche in der heutigen Welt stellenden
Probleme ergibt sich fast zwangsläufig die Frage,
welchen Weg die Kirche in der Zukunft einschlagen
soll. Vier mögliche, allerdings nicht gänzlich vonein-
ander abgrenzbare Wege können zur Diskussion her-
angezogen werden, nämlich:

— Die Kirche zieht in ein eigentliches Gheffo ein, sei
es, dass sie eine eigene politische Verantwortung
ablehnt und Schutz vor dem Wandel in Staat und
Gesellschaft bietet, sei es, dass sie gegenüber
Staat und Gesellschaft kritisch Stellung einnimmt
und durch kleine Gruppen ihre eigene Kontesta-
tion zum Ausdruck bringt.

— Die Kirche verlegt sich auf die Rolle einer Vermitt-
lerin zwischen untersc'hiedlichen gesellschaft-
liehen Gruppen und Meinungen. Sie sieht ihren
Sendungsauftrag vornehmlich im Bemühen um
den Ausgleich und die Versöhnung widerstreiten-
der Interessen bei Spannungen und Konflikten.
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— Die Kirche verlegt sich auf eine Art Funktionstei-
lung und Zusammenarbeit. Dominant ist der Dienst
für und am Gemeinwesen und den Menschen. Das

gesellschaftspolitische Engagement ist ausge-
prägt.

— Die Kirche integriert sich weitgehend in die Ge-
Seilschaft, passt sich an und übt in Toleranz und
verteidigt ihre Werte vor der Übermacht anderer
Anschauungen und Bekenntnisse.

2.4.2 Von den vier Wegen unterscheidet sich mit
deutlicher Schärfe lediglich der erste von den drei
andern. Alle zusammen bringen zum Ausdruck, dass
die Rolle der Kirche in Zukunft diejenige einer Minori-
tät sein wird. In der Tat deuten denn auch alle Hin-
weise auf die Entwicklung in die Diaspora 'hin. Dass
diese Aussicht nun durch eine freiwillige Wahl ins
Ghetto noch verstärkt werden soll, widerspricht nicht
nur ihrem Sendungsauftrag und versteckt in der einen
Weise nicht nur die Verantwortung des Christen für
die Welt, sondern droht sie in ihrer Gesamtheit um ihr
Gehör in der Öffentlichkeit zu bringen. Es droht ihr
aber auch die Auflösung in kleine Gruppen, da dieser
Weg der herrschenden Pluralität der Gläubigen zu we-
nig Rechnung trägt.
Beschreitet die Kirche dagegen den dritten Weg, so
wird sie noch mehr in die Rolle einer karitativen Insti-
tution geschoben. So sehr sich die Kirche sozial Be-
nachteiligter annehmen und Zeichen setzen soll, so
sehr hat ihre Existenz aber auch geistige Dimension,
jene der Sinngebung. Ihre Aufgabe liegt nicht darin,
zu anstehenden gesellschaftlichen und politischen
Dingen fertige Rezepte anzubieten, als vielmehr da-
rin, diesen Dingen einen Sinn zu verleihen. Diese ihre
geistliche Sendung macht es unter Umständen not-
wendig, dass sie der Welt gegenüber eine kritische
Haltung einnehmen muss, wenn die menschliche Wür-
de, die Anliegen Benachteiligter oder gar ihre eigene
Entfaltung, kurz ihr Lehrauftrag, auf dem Spiele ste-
hen. In der Ro//e a/s Verm/ff/er/r? (zweiter Weg) wird
ihr daher eine Grenze gesetzt, welche allerdings nicht
klar erkennbar scheint und in jedem Fall wohl erst
gefunden werden muss. Als Vermittlerin bringt sie die
Pluralität innerhalb ihrer Glieder wohl am besten zum
Ausdruck. Eine Grenze findet sie jedoch in ihrem ei-
genen Gewicht, das sie vor der Öffentlichkeit verkör-
pert. Weil viele dieses Gewicht vor allem in der Zu-
kunft nur sehr gering veranschlagen, wird der Kirche
zuweilen vorgeschlagen, sich /'n d/'e Gese//scöaff zu
/nfegr/'eren. Es scheint aber als unheilvoll, sich künf-
tighin nur noch tolerant zu zeigen. Die Kirche kann
und soll nicht einfach als gesellschaftliche Gruppe
neben andere gestellt werden. Es liegt in ihrem Auf-
trag begründet, sich über diese Gruppen zu stellen.
Wenn sie aber Gehör finden will, wird sie nicht um-
hin kommen, sich in einem gewissen Masse zu inse-
rieren und ihre Dienste und Vermittlerrolle anzubie-
ten.

2.4.3 In der Erkenntnis des Möglichen, Realisierba-
ren und Wünschbaren soll die Zielsetzung für die Zu-
kunft lauten:
Die Kirche ist sich ihrer Minderheitsstellung in der
Gesellschaft bewusst, sie tritt jedoch ein für den

Dienst in der Gesellschaft und am Menschen und für
die Vermittlung zwischen unterschiedlichen Gruppen
und Meinungen.

3 Verhältnis von Kirche und Staat

Die Beziehungen zwischen Kirche und Staat sind ein
Teilaspekt des Verhältnisses der Kirche zur Gesell-
schaft. Im vorliegenden Abschnitt werden unter dem
Verhältnis von Kirche und Staat die rechtlichen Be-
Ziehungen zwischen den beiden verstanden. In der
Schweiz sind die Kantone zuständig, diese Rechts-
Verhältnisse im einzelnen zu bestimmen. Der Bund
garantiert im wesentlichen die individuelle Glaubens-
und Gewissensfreiheit siowie die Kultusfreiheit als
Recht des Zusammenschlusses von Mitgliedern des
gleichen Bekenntnisses. Wie jedoch das Rechtsver-
hältnis zu den Religionsgemeinschaften konkret aus-
gestaltet ist, bleibt den Kantonen überlassen. Dies hat
zur Folge, dass das kantonale Staatskirchenrecht we-
gen der unterschiedlichen Traditionen der Kantone
uneinheitlich und komplex ist.

3.1 Grundlegungen

3.7.7 Das Verhältnis von Kirche und Staat war in al-
len christlichen Jahrhunderten zur Diskussion ge-
stellt. Der innere Grund liegt in der endzeitlichen
Ausrichtung der Kirche. Sie reicht damit über das Ziel
des Staates hinaus, welcher sich der Verwirklichung
des Gemeinwohls in der Geschichte zu stellen hat.
Aber auch die Kirche kann ihre Aufgaben nur in der
Zeit und der jeweils konkreten geschichtlichen Situa-
tion wahrnehmen. Die Kirche ist somit einer doppel-
ten Versuchung ausgesetzt: Sie darf sich — aus ihrer
endzeitlichen Zielsetzung heraus — nicht an die
Stelle des Staates zu setzen versuchen und sich da-
mit in einen Prozess der Identifikation mit ihm einlas-
sen. Anderseits hat sie sich gegenüber dem Staat,
mag er sie auch fördern, in einer Distanz zu halten,
die es ihr ermöglicht, in voller Unabhängigkeit ihre
eigenen Aufgaben und Zielsetzungen zu verwirk-
liehen.

3.7.2 Während Jahrhunderten war ein System der
Einheit von Kirche und Staat, der Einheit des Bekennt-
nisses der Bürger unangefochten. Daraus resultierte
eine Einordnung und Abhängigkeit der Kirche, die je
nach Bekenntnis differenziert war. Die verfassungs-
mässige Verankerung der religiösen Freiheitsrechte,
insbesondere der Kultusfreiheit (Art. 49 und 50 BV),
entzog der früheren Einheit die Grundlage. Soweit
die Bekenntnisse im öffentlichen Recht anerkannt
blieben, hatte ein Ablösungsprozess zu erfolgen. Der
Freiheitsraum und die Autonomie der Bekenntnisse
bezog sich vorerst auf die Fragen des Glaubens, der
Lehre und des Kults. Auch bezüglich der sog. äussern
Belange zeigt die Entwicklung des Staatskirchen-
rechts eine zunehmend grössere Freiheit der Be-
kenntnisse zur Selbstorganisation im Rahmen des öf-
fentlichen Rechts. Dieser Entwicklungsprozess ist
nicht überall gleich weit fortgeschritten. Einzelne
Kantone erlassen, unter Berücksichtigung der Anlie-
gen der Konfessionen, ausgebaute staatliche Kir-
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chengesetze, andere anerkennen deren volle Freiheit,
sich selbst auf Grund des eigenen Kirchenverständ-
nisses zu konstituieren. In diesen letztern Kantonen
verzichtet der Staat auf jede Kirchenhoheit im Sinne
weiterer Einflussnahme. Die gesamte Entwicklung ist
nicht abgeschlossen. Sie zieht unverkennbar auf eine
umfassende Freiheit der Bekenntnisse.

3.7.3 Die christlichen Bekenntnisse verlangen aus
ihrem Selbstverständnis, dass sie ihrem Wesen ge-
mäss ihre Sendung in Gesellschaft und Staat wahr-
nehmen können. Die Frage der Rechtsstellung ist so-
mit nicht eine grundsätzliche, sondern tritt hinter das
primäre Anliegen «überall in wahrer Freiheit den
Glauben zu verkünden» zurück. Demzufolge hängt es
von den konkreten Verhältnissen ab, obdie Kircheeine
Anerkennung im öffentlichen Recht oder eine Tren-
nung vom Staat, verbunden mit einer Organisation im
Privatrecht, befürwortet. Die Kirche hat auch bereit
zu sein, auf ihre öffentlich-rechtliche Stellung und die
damit verbundenen Vorzüge zu verzichten, sofern die
Lauterkeit ihres Zeugnisses in Frage gestellt wäre
(Gaudium et Spes Nr. 76), oder wenn staatliche Vor-
schritten sie in einen unerträglichen Widerspruch zu
ihrem Wesen und ihrer Sendung bringen würden.

3.7.4 Die grundlegenden Fragen des Verhältnisses
von Kirche und Staat wie auch die konkrete Situation
verlangen nach einer dauernden Überprüfung und
Weiterverfolgung der Probleme. Sowohl die kirch-
liehen wie die staatskirchlichen Aspekte sind von
Fachleuten zu sichten und weiter zu bearbeiten, un-
ter Berücksichtigung der ökumenischen Grundanlie-
gen. Hiezu dienen Dokumentationen wie sie z. B. in
Freiburg bestehen oder auch Bestrebungen der Rö-
misch-Katholischen Zentralkonferenz.

3.2 Die Rechtsstellung der Bekenntnisse in der
Schweiz

3.2.7 D/'e Anerkennung /'m ö//enf//c/ien Rec/if

3.2.7.7 In den kantonalen Gesetzgebungen wird unter
öffentlich-rechtlicher Anerkennung die Zusammen-
fassung der Angehörigen eines bestimmten Bekennt-
nisses zu einer Körperschaft des öffentlichen Rechts
verstanden. In einer Reihe von Kantonen sind auch den
rein kirchlichen Institutionen wie Bischofsamt und
Pfarramt eine gleiche Rechtsstellung eingeräumt. Der
körperschaftliche Zusammenschluss der Konfessions-
angehörigen in Kirchgemeinden oder Landeskirchen
ist für die einzelnen christlichen Bekenntnisse von un-
terschiedlicher Bedeutung. Sowohl die evangelische
wie christkatholische Kirche finden in dieser demokra-
tischen Basis gleichzeitig das rechtliche Element ihrer
Kirchenorganisation. In der katholischen Kirche ent-
sprechen Kirchgemeinden und insbesondere die
Landeskirchen nicht einem kirchlichen Strukturele-
ment. Sie sind nicht Kirche im eigentlichen Sinne,
sondern als Körperschaften in ihrer Zielsetzung auf
die Kirche hingeordnet und dazu berufen, in Eigenver-
antwortlichkeit die kirchliche Tätigkeit zu unterstüt-
zen; sie repräsentieren in beachtlichem Masse das
Kirchenvolk. Obwohl vom kantonalen Gesetzgeber

geschaffen und dadurch mit dem Staat verbunden,
treten Landeskirchen und Kirchgemeinden nicht in
dessen Dienst oder Abhängigkeit; sie sind zur Erfül-
lung eigener, nicht staatlicher Aufgaben geschaffen.
Jede Landeskirche oder Kirchgemeinde nimmt somit
eine doppelte Stellung ein: Ihre rechtliche Begrün-
dung ist staatlich, ihre Ausrichtung jedoch kirchlich.

3.2.7.2 Die öffentliche Stellung der Bekenntnisse
bringt die Anerkennung ihrer sittlichen Werte, ihres
sozialen Einsatzes für Gesellschaft und Staat zum
Ausdruck. Diese Werte greifen über den Bereich rein
privater Interessen hinaus. Der Staat anerkennt durch
die Verleihung einer öffentlich-rechtlichen Stellung
die Tätigkeit der Landeskirchen als Beitrag zum Ge-
meinwohl des ganzen Volkes. Aus dieser grundlegen-
den Sicht rechtfertigt er die Auszeichnung der Be-
kenntnisse vor andern Vereinigungen seiner Bürger.

3.2.2 Trennung von K/'rche und Sfaaf

Trennung von Kirche und Staat ist gegeben, wenn die
Bekenntnisse sich in den Normen des Privatrechtes,
vorab als Vereine oder Stiftungen, zu organisieren
haben. Trennung heisst somit rechtliche Beziehungs-
losigkeit des Staates zu den Kirchen und Ablehnung
jeglicher Form einer Förderung oder Behinderung
derselben in ihrer Tätigkeit. Die Motive für eine Tren-
nung sind sehr unterschiedlich. Trennungsbewegun-
gen sind entstanden aus theoretischen Begründun-
gen, wonach religiöse Bekenntnisse für den Staat be-
deutungslos seien («Religion ist Privatsache»). Dabei
spielte oft eine laizistische Ideologie mit, die den Ein-
fluss der Kirchen möglichst ausschalten wollte. Der
Staat könne von der Kirche nur frei sein — und um-
gekehrt — wenn keine rechtlichen Beziehungen zu-
einander bestehen, und weltanschauliche Neutralität
lasse keine Auszeichnung eines oder mehrerer Be-
kenntnisse im öffentlichen Recht zu. Zu einer Tren-
nung führten aber auch rein pragmatische Gründe,
wie eine starke Aufsplitterung religiöser Gemeinschaf-
ten, oder die Trennung war ein Ausweg aus kirchen-
politischen Schwierigkeiten.
In der Schweiz wurden Trennungsformen in Genf
(1907) und Neuenburg (1941) eingeführt. Die Tren-
nung ist jedoch nicht vollständig; in Neuenburg un-
terstützt der Staat die Bekenntnisse finanziell in be-
scheidenem Masse, und in Genf ist eine rückläufige
Bewegung durch administrative Hilfeleistungen des
Kantons gegenüber den Bekenntnissen festzustellen
(1944).

3.3 Die kirchlichen Finanzen

3.3.7 D/'e Be/'fragssysfeme
Es gehört zu den Verpflichtungen der Konfessions-
angehörigen, an die Aufwendungen des kirchlichen
Finanzhaushaltes und der kirchlichen Dienste beizu-
tragen. Diese Beitragsleistung vollzieht sich heute ei-
nerseits durch freiwillige Gaben, anderseits in den
meisten Kantonen durch die Erhebung von Kirchen-
steuern. Der freiwillige Beitrag entspricht dem freige-
wählten Entscheid der Zugehörigkeit zum Bekennt-
nis und gehört somit wesentlich zur verantworteten
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christlichen Existenz; insofern ist er unaufhebbar. Die
Kirchensteuer konkretisiert die kirchliche Beitrags-
pflicht in einer gleichwertigen Art. Sie vermag insbe-
sonders den Erfordernissen kirchlicher Solidarität und
der Verhältnismässigkeit der Lastenverteilung zu ent-
sprechen. Kirchensteuer und freiwillige Beiträge ste-
hen nicht in einem alternativen Verhältnis, sondern
ergänzen sich gegenseitig.

3.3.2 D/'e Erhebung von K/'rcbensfeuern

Mit der Anerkennung der Bekenntnisse im öffent-
liehen Recht ist in der Regel die Übertragung des Be-
steuerungsrechtes seitens der Kantone verbunden.
Die Kirchgemeinden oder Landeskirchen erhalten das
Recht, nach Massgabe der kantonalen Steuergesetze
Steuern für kirchliche Zwecke zu erheben.

3.3.2.7 Das Recht, von den einzelnen Mitgliedern
Steuern zu erheben, ermöglicht eine Verteilung der
Lasten des kirchlichen Finanzhaushaltes nach Mass-
gäbe der Leistungsfähigkeit des einzelnen Kirchen-
gliedes. Kein anderes Beitragssystem bietet eine ähn-
liehe ausgewogene Lösung. Die Beitragsefhebung
über Steuern gewährleistet sodann die Freiheit und
Unabhängigkeit vorab der in kirchlichem Dienst Ste-
henden, von bestimmten Personengruppen oder
Geldgebern.

3.3.2.2 Kirchliche Steuern sind Abgaben, die mit
staatlichem Verwaltungszwang eingezogen werden.
Dieser besondere Verpflichtungscharakter ist auch
mit einer Kirchensteuer vereinbar. Zum Schutze der
Gewissensfreiheit ist der Zwangscharakter durch die
Gewährleistung des Austrittsrechtes gemildert.

3.3.2.3 Die Besteuerung der Mitglieder ist unmittel-
bar an die Zugehörigkeit zum einzelnen Bekenntnis
geknüpft. In der Mehrzahl der Kantone sind auch ju-
ristische Personen (Aktiengesellschaften usw.) zu
Steuerleistungen für die Bekenntnisse herangezogen.
Diese Praxis ist in rein rechtlicher Betrachtungsweise
angefochten. Die soziale Verpflichtung des Kapitals
im Gesamt der Gesellschaft darf jedoch auch gegen-
über den Bekenntnissen zur Geltung kommen.

3.3.3 D/'re/rfe Sfaafsbe/'fräge an d/'e K/'rcben

Verschiedene Kantone leisten Beiträge an die Lan-
deskirchen. Indirekt sind damit sämtliche Bürger zu
Leistungen an diese Kirchen verpflichtet. Ein glei'-
ches gilt für Aufwendungen von politischen Gemein-
den.
Solche Staatsleistungen sind vielfach auf Rechtsver-
pflic'htungen der Kantone aus früherer Säkularisation
von Kirchengut und die damit verbundene Übernah-
me von finanziellen Lasten zurückzuführen. Gegen
diese Staatsbeiträge wird gelegentlich der Vorwurf
erhoben, sie verletzten die Gewissensfreiheit jener,
die keiner Landeskirche angehören. Andere rechtfer-
tigen sie in Rücksicht auf die sozialen und kulturellen
Leistungen, welche die Konfessionen erbringen. Der
moderne Staat wird sich jedoch, auf die Dauer be-
trachtet, mit der Ablösung solcher Lasten zu befassen
haben.

3.3.4 D/'e Verwendung der KVrc/rensfeeer

3.3.4.7 Kirchensteuern wurden zumeist zur Tragung
kirchlicher Baulasten und Besoldungen der Amtsträ-
ger eingeführt. Aus diesen sogenannten Kultuszwek-
ken ist ein allgemeiner kirchlicher Zweck geworden;
diese Ausweitung ist gerechtfertigt, da sich die Auf-
gaben der Kirche ändern. Die Verwendungsmöglich-
keit der Steuererträge muss somit so weit reichen,
wie der Aufgabenbereich der Kirche selbst. Bestehen-
de einschränkende Vorschriften der Kantone entspre-
chen nicht mehr heutiger Denkart.

3.3.4.2 Die Verwendung der Kirchensteuer unterliegt
der demokratischen Kontrolle in Kirchgemeinden und
Landeskirchen. Je stärker von diesem Mitbestim-
mungsrecht Gebrauch gemacht wird, um so weniger
wird der Vorwurf einseitiger Verwendung möglich
sein. Insbesondere sind jedoch die verantwortlichen
Organe aufgerufen, für einen gezielten Einsatz der
Mittel für alle kirchlichen Aufgaben zu sorgen. Bau-
und Unterhaltslasten an kirchlichen Gebäuden ge'hö-
ren zur ältesten Aufgabe von Kirchgemeinden. Bauten
sind jedoch nicht Selbstzweck, sondern Mittel für die
eigentlichen Aufgaben der Kirche. A//e K/rc/ieng/Zeder
s/nef m/fveranfworf/Zcb für e/'ne ausgewogene Verfe/'-
Zi/ng der Sfeuerge/der für /'nd/reZcfe und d/'re/efe pasfo-
ra/e Aufgaben.

3.3.4.3. Aus der verhältnismässigen Tragung der La-
sten erwächst die Verpflichtung zur Bereitstellung
der notwendigen Mittel für alle Gruppen von Kirchen-
gliedern, insbesondere auch der Ausländer. Die For-
derung solcher Gruppen, ihre Steuererträge auszu-
scheiden, widerspricht den Grundsätzen des Steuer-
rechtes wie auch der Solidarität. Kirchgemeinden und
Landeskirchen haben jedoch die Pflicht, für die seel-
sorgerliche Betreuung der Gastarbeiter die notwen-
digen Mittel zur Verfügung zu stellen und dabei auch
den besonderen Verhältnissen dieses pastoralen Ein-
satzes Rechnung zu tragen.

3.3.5 K/'rcf/Z/'cber F/nanzausg/e/c/?

3.3.5.7 Da das Steuerrecht meistens den Kirchge-
meinden zusteht, ist die Finanzkraft der Kirchen be-
sonders an der Basis stark. In den meisten Kantonen
vollziehen die Landeskirchen einen Finanzausgleich
unter den Kirchgemeinden.

3.3.5.2 Die kantonalen Grenzen entsprechen jedoch
nicht den kirchlichen Einheiten, den Diözesen. Die
Landeskirchen der Kantone werden jedoch heute
meist an den finanziellen Aufwendungen ihrer Ordi-
nariate durch Beiträge beteiligt. Mit der Schaffung der
Römisch-Katholischen Zentralkonferenz, die aus Ver-
tretern der landeskirchlichen Organe besteht, ist ein
erster Schritt für eine Finanzierung gesamtschweize-
rischer kirchlicher Aufgaben gemacht worden. Die
Schaffung gleichartiger oder vergleichbarer Struktu-
ren in allen Kantonen würde die Wirksamkeit des be-
stehenden Instrumentes bedeutend erhöhen.
Der Ruf nach einem wirksameren Finanzausgleich
zwischen den Kantonen der gleichen Diözese und
zwischen den Diözesen ist verständlich. Ein Finanz-
ausgleich im eigentlichen Sinne hätte jedoch eine
Vereinheitlichung der Steuersysteme zur Vorausset-
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zung. Die von den politischen Instanzen eingeleite-
ten Bestrebungen zu einer Steuerharmonisierung sind
deshalb auch von den Landeskirchen zu unterstützen.

3.3.6 Steuern, /re/w////ge Gaben und /arcb//cbe
Vermögen

3.3.6.7 Der Ertrag der Kirchensteuern bildet zusam-
men mit den Beiträgen und Spenden den wesentlichen
Rückhalt des kirchlichen Finanzhaushaltes. Die bei-
den Finanzquellen ergänzen sich. Zusätzlich fliessen
der Kirche Erträge aus kirchlichen Vermögen im en-
gern Sinne (selbständige Stiftungen usw.) zu, die von
kirchlichen Instanzen und Institutionen verwaltet wer-
den.
Eine abschliessende Zuordnung der Finanzquellen auf
bestimmte kirchliche Aufgaben ist kaum möglich und
auch nicht erwünscht. Institutionalisierte Aufgaben
der Kirche mit überdiözesaner oder gesamtschweize-
rischer Zielsetzung sind jedoch vermehrt über Steu-
ern zu finanzieren. Dabei sind klare Prioritäten zu set-
zen.

3.3.6.2 Die Verwaltung und Verwendung der ver-
schiedenen finanziellen Mittel ist nicht gleich trans-
parent. Für Steuergelder ist eine öffentliche und al-
len zugängliche Rechnungsablage aus verwaltungs-
rechtlichen Gründen gewährleistet. In gleicher Wei-
se orientieren grosse kirchliche Werke (z. B. Fasten-
opfer) detailliert über ihre Tätigkeit. Die Pflicht zur
Offenlegung sollte sich jedoch auf alle kirchlichen In-
Situationen einschliesslich der Ordinariate beziehen.
Es fehlt auch verschiedentlich eine Kontrolle bei
kirchlichen Sammlungen auf örtlicher oder regionaler
Basis, die durch eine Verpflichtung zu öffentlicher
Rechnungsablage zu verbessern ist.

3.4 Die Mitgliedschaft

3.4.7 Die meisten Kantone begründen eine Mitglied-
schaft zur Kirchgemeinde auf Grund der Konfessions-
Zugehörigkeit und des Wohnsitzes im Gemeindege-
biet.
Trotz der Bestimmungen, dass die Konfessionszuge-
hörigkeit vom innerkirchlichen Recht bestimmt wird,
knüpft die Mitgliedschaft an eine äussere Erklärung
des einzelnen an. Jede rechtliche Umschreibung ei-
ner Gliedschaft ist notwendigerweise an äussere,
fassbare Kriterien gebunden, und der damit umgrenz-
te Kreis ist nicht deckungsgleich mit einer Zugehörig-
keit, die letztlich auf einer innern Glaubens- und Ge-
Wissenshaltung beruht.

3.4.2 Mit der Religionsfreiheit garantiert der Staat
die Möglichkeit des Austritts aus dem Verband der
Kirchgemeinde. Ob damit auch ein Austritt aus der
Kirche erklärt wird, ist eine nicht einfach zu entschei-
dende Frage. Auf jeden Fall ist die Kirchgemeinde in
Zweck und Funktion auf die kirchliche Tätigkeit hin-
geordnet. Ein Austritt wird somit auf die Motivierung
hin zu untersuchen sein. Ist er durch rein steuerrecht-
liehe Überlegungen bedingt, so ist klarer Weise eine
kirchliche Verpflichtung zu einem verhältnismässigen
Beitragen an die finanziellen Lasten der Kirche ver-

letzt und die geforderte Solidarität durchbrochen.
Dies gilt gleicherweise für Schweizer wie Ausländer.
Die Konsequenzen, die aus einem derart motivierten
Austritt zu ziehen sind, sind auf pastoraler Ebene zu
untersuchen und zu klären.

3.4.3 Nicht alle Kirchenglieder sind im Besitz des
Stimm- und Wahlrechtes in den Kirchgemeinden. In
vielen Kantonen sind die Ausländer davon ausge-
schlössen, mancherorts sogar die Schweizerfrauen.
Die Zielsetzung der Kirchgemeinde erfordert jedoch,
dass die Aktivrechte nach andern Kriterien bemes-
sen werden als im politischen Bereich. Der Einbezug
der Frauen wie der Ausländer erscheint als notwen-
dig, als wünschbar die aktive Beteiligung junger Er-
wachsener. Nur so wird das Kirchenvolk in einer ein-
wandfreien demokratischen Ordnung voll repräsen-
tiert. Dies setzt allerdings voraus, dass auch seitens
der Ausländer die Integrationsbestrebungen gefördert
werden.

3.5 Verhältnis zwischen Pfarreien und
Kirchgemeinden

3.5.7 Pfarrei und Kirchgemeinde waren von jeher in
besonderer Weise aufeinander bezogen. Die Kirchge-
meinde umfasst in der Regel das Gebiet der Pfarrei
und fasst damit die Pfarreimitglieder zu einer Körper-
schaft zusammen. Dieser Zusammenhang wird auf
Grund der Vorlagen der ISaKo 3 und 4 neu zu über-
prüfen sein. Hier können einzelne Fragen herausge-
griffen werden.

3.5.2 Die Kirchgemeinden sind mitbeteiligt an der
Berufung der Pfarrer. Ihre Mitwirkungsrechte oder
ihr Wählrecht sind teils kirchlichen Ursprungs (Pa-
tronatsrechte, Nominationsrechte), teils durch die
kantonalen Gesetzgebungen vorgeschrieben. Die
Teilnahme des Kirchenvolkes an der Pfarrwahl unter-
streicht das partnerschaftliche Verhältnis wie die ge-
genseitige Bindung zwischen Gemeinden und Pfar-
rer. Die bestehenden uneinheitlichen Verhältnisse
sollten behoben werden durch Ausdehnung der Mit-
wirkungsrechte auf alle Gemeinden. Wenigstens soll-
te jede Gemeinde das Recht erhalten, Vorschläge für
die Pfarrwahl zu unterbreiten und vor der Wahl konsul-
tiert zu werden.

3.5.3 Auf dem Gebiet der Gemeinden haben die Pfar-
reiräte ein neues Strukturelement gebracht. Ein Teil
der zur Beratung stehenden Probleme ist sowohl von
den Pfarreiräten wie den Kirchgemeinderäten zu be-
handeln. Auch ein Einsatz finanzieller Mittel kann nie
ohne pastorale Überlegungen erfolgen. Das derzeitige
Verhältnis der beiden Gremien lässt noch kaum all-
gemeine Schlüsse zu, da sowohl die örtlichen Ver-
hältnisse wie die sachlichen Gegebenheiten zu unter-
schiedlich sind (Stadtkirchgemeinden mit mehreren
Pfarreien usw.). Diese Verschiedenartigkeit der Ver-
hältnisse legt indessen eine Förderung der sach-
liehen und personellen Zusammenarbeit nahe. So-
wohl in Einzelfällen wie insbesondere bei der Einfüh-
rung oder grundsätzlichen Neustrukturierung landes-
kirchlicher Gremien ist die Suche nach einer einheit-
licheren Form zu fördern.

514



3.6 Die Bistumseinteilung in der Schweiz

3.6.7 Die heutigen Umgrenzungen der Bistümer der
Schweiz sind das Ergebnis eines langwierigen Ent-
Wicklungsprozesses. Er ist insofern nicht zum Ab-
schluss gekommen, als die Gebiete einzelner Kantone
nur provisorisch einem Bischofsamt zugeordnet sind.
In mancher Beziehung trägt der bestehende Zustand
den Charakter des Zufälligen. Dies zeigt sich in der
wenig ausgeglichenen Grösse des Bistumssprengeis,
der mangelnden Einheitlichkeit der Gebiete und der
Verlagerung der Schwerpunkte der Bevölkerung.
Die Bistumsgrenzen sind auf die Notwendigkeiten der
Seelsorge abzustimmen; damit ein lebensfähiger Or-
ganismus entsteht, ist die organisatorische Einheit be-
züglich des Personals, der Ämter und Einrichtungen

' sicherzustellen (Hirtenaufgabe der Bischöfe Nr. 22/
24). Dies kann sinnvoller in einer Neukonzeption auf
dem ganzen Gebiet der Schweiz als in der Form ein-
zelner Bereinigungen erfolgen.

3.6.2 Die Bistumseinteilung ist stark mit Staatsrecht-
liehen Fragen verknüpft. Die Bundesverfassung (Art.
50 Abs. 4) schreibt für jede Veränderung der Bistums-
grenzen die Genehmigung der Bundesbehörden vor
und erklärt damit die Bistumsfrage zu einer gemisch-
ten staatlich-kirchlichen Angelegenheit.
Auch bei einer Aufhebung dieser Ausnahmebestim-
mung der Bundesverfassung bleibt die Hoheit der
Kantone aufrecht. Mehrere Kantone sind Vertrags-
partner von Konkordaten mit dem Apostolischen
Stuhl; weitere Kantone gelangten trotz mehrfachen
Verhandlungen nicht zu vertraglichen Regelungen,
und andere haben einseitig zu Bistumsfragen Stellung
bezogen. Obwohl die bestehenden staatsrechtlichen
Zuständigkeiten und Verträge eine Reorganisation
der Bistumseinteilung nicht verunmöglichen, bringen
sie doch eine Erschwerung.

3.6.3 Vorab die Staatsverträge der Basler Diözesan-
kantone und St. Gallens umfassen neben der territo-
rialen Umgrenzung der Bistümer auch eine Ordnung
für die Wahl der Bischöfe und der Domkapitel sowie
finanzielle Verpflichtungen der Kantone oder Landes-
kirchen. So werden die Bischöfe von Basel und St.
Gallen durch die Domkapitel gewählt; Chur kennt ei-
ne Wahl des Bischofs durch das Domkapitel in einer
eingeschränkteren Art (auf Dreiervorschlag des Apo-
stolischen Stuhls), während in den drei andern Diö-
zesen die Ernennung direkt durch Rom erfolgt. Jede
Revision bestehender Konkordate wird damit auch
die Frage des Wahlmodus neu zur Diskussion stellen.
Eine entscheidende Mitwirkung der Ortskirche bei
der Wahl der Bischöfe ist nicht nur im bestehenden
Umfang beizubehalten, sondern im Sinne nachkonzi-
liären Kirchenverständnisses weiter zu fördern.

3.6.4 Die Komplexität der Bistumseinteilung, die ne-
ben primär kirchlichen auch staatsrechtliche Proble-
me, Wählordnungen und finanzielle Leistungen mit-
umfasst, lässt kaum eine rasche Lösung erwarten. Sie
ist jedoch vorzubereiten unter Mitwirkung der daran
beteiligten Gremien.

Vor/age
Die Koordinationskommission bittet die Diözesansyn-
oden, wenigstens die mit einer senkrechten Linie
versehenen Abschnitte zu behandeln.

4 Kirche und Politik DE

4.1 Gruppen in der Kirche, die sich ihrer politischen
Verantwortung bewusst sind

4.7.7 Pastorale Zielsetzung
/n der Sorge t/m e/'ne wahre Verktmd/gtmg m unserer
Gese//schaff befrachtet es d/'e Synode a/s e/'ne grt/nd-
/egende pasfora/e Aufgabe, chr/sf//'cbe Gruppen, d/'e
s/'ch /'brer po//'f/'scben Verantwortung /'n der Gese//-
schaff bewusst s/'nd, zu b/'/den und zu fördern, /n d/'e-
sem S/'nne g/'bf d/'e Synode fo/gende R/cbf/fn/en:

4.7.2 Aus- und Weiterbildung
4.7.2.7 ße/' der Aus- und We/'ferb/'/dung der Pr/'esfer
und La/'en so// vermehrt darauf geachtet werden, dass
neben den eschafo/og/'schen, übernafürb'cben und per-
sön/fchen Ges/'cbfspunkfen des Evange//'ums auch auf
dessen a/cfue//e, kr/'f/'scbe und soz/'a/e Aspekte e/'nge-
gangen w/'rd.

4.7.2.2 Desg/e/'chen so// d/'e 7"heo/og/'e der Schöp-
fung, der Erbsünde, der Vorsehung und des Gebets
so darge/egf werden, dass daraus n/'chf d/'e Ha/fung
e/'ner fafa//'sf/'schen Ergebenhe/'f, sondern v/'e/mebr
d/'e Ha/fung e/'ner veranfworf//'chen und schöpfen-
sehen /W/'fw/'rkung erwächst.

4.7.2.3 D/'e l/lfe/'ferb/7dung so// auch d/'e/'en/'gen Er-
kennfn/'sse der Humanw/'ssenschaffen verm/'ffe/n, d/'e

für e/'n besseres Versfändn/'s des Menschen und der
Gese//scbaff vonnöfen s/'nd. Auf d/'ese We/'se könnte
d/'e Begegnung zw/'schen Evange/fum und l/V/rk//ch-
ke/'f, zw/'schen Leben und G/auben bewusst er/ernf
und verw/rk//'chf werden, /n der Tat /'st es so, dass nur
d/'ese Begegnung es ermög/febf, den chr/'sf//'chen S/'nn
der po//'f/'schen Verantwortung deuf/fch zu machen
und e/'n po//'f/'scbes Engagement, das s/'ch n/'chf säku-
/ar/'s/'erf, zu unterstützen.

4.7.3 Nötiger Freiheitsraum für Experimente
M/'f H/'/fe so/cher veranfworf//'chen Gruppen kann d/'e
Orfsk/'rche a/s ganze /'bre doppe/fe Aufgabe, anzure-
gen und erneuernd zu w/'rken, wahrnehmen /'m W/'n-

b//'ck auf e/'ne l/lfe/ferenfw/ck/ung der gese//schaff-
//'eben Strukturen und deren besseren Anpassung an
d/'e w/rk//'chen ßedürfn/'sse der Menschen, /nnerha/b
unserer /'efz/'gen p/ura//'sf/'schen und sfänd/'g s/'ch än-
dernden We/f kann d/'e K/'rcbe d/'ese Aufgabe nur dann
erfü//en, wenn s/'e /'n /'hren Geme/'nschaffen e/'n we/'f-
gehendes und zug/e/'cb besonnenes Exper/'menf/'eren
zu/ässf.

4.7.4 Pluralität und kritische Haltung
4.7.4.7 Aufgrund versch/'edener Ana/ysen oder aus
e/'ner So//'dar/'fäf gegenüber unfersch/'ed//'chen Grup-
pen heraus kann derse/be cbr/'sf//'cbe G/aube zu ver-
sch/'edenen Engagements führen. D/'eser P/ura//'smus
muss grundsäfz//'ch von der Geme/'nschaff anerkannt
werden.
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4.7.4.2 Das sfänd/'ge Bemühen um l/nferscfre/dung
und um e/'ne /fr/'f/'scfte Ha/fung, d/'e sowob/ dem Evan-
ge//'um a/s auc/7 der W/rk//'cbke/Y verp///'cMef s/'nd, so//
d/'e Geme/'nscbaffen dazu führen, au/ Z/'e/sefzungen,
d/'e dem Eira/7ge//'um w/'dersprecben, zu verz/'cbfen.

4.7.4.3 D/'e Synode b/'ffef d/'e Geme/'nscbaffen und
/'dre Veranfworf//'cben, s/cd aggress/Ver l/ndu/dsam-
ke/7 zu enfba/fen, dam/Y der P/ura//'smus gewadrf
b/e/'bf und e/'n Exper/'menf/'eren mög/Zcd w/'rd. V/'e/-
mehr so//fe man s/'cd der Sucde nacd neuen /Wög//'cd-
ke/'fen aufmerksam zuwenden, /'n gegense/Y/'gem Re-
spekf, /'n rud/'ger, besonnener Ha/fung und /'m ßemü-
den, durcd das Gespräcd e/'nander näderzu/commen
und s/'cd besser zu vers/eden.
4.7.4.4 Der P/ura//'smus dar/ n/'cd/ zur Laude/Y und
zum Ver/usf /'eg/Zcder Dynam/'k /'n den Geme/'nscda/-
/en /üdren. /V/'cd/ /'n der Verscb/e/'erung, sondern /'n

der /eg/Y/'men Verscd/'edende/Y so// d/'e E/'nde/Y verw/'rk-
//'cdf werden.

4.7.5 Aktive und kontemplative Gruppen
D/'e K/rede /'s/ au/geru/en, das Mysfer/'um aus dem
göff//'cden ßere/'cd /'n s/'cd au/zunedmen, um es g/e/'cd-
ze/Y/'g /'n a/cY/Ver t/er/cünd/'gung /'n d/'e We/f we/Yerzuge-
den, dader müssen d/'ese be/'den Aspekte darmon/'scd
/'n der K/rede verw/r/r//cd/ werden durcd d/'e gegen-
se/Y/'ge Ergänzung der versed/'edenen Gruppen. /Ve-
den den Gruppen, d/'e /'dre po//Y/'scde Verantwortung
/'n der Gese//scda/f wadrnedmen und /'dren G/auben
/'n erster L/'n/'e von d/'esem Ges/'cdtspun/rf der /eben,
so// es aued vermedrf Gruppen von Ordens/eufen
und La/'en geben, d/'e s/'cd — /'n engem Kontakt m/Y

den erstgenannten Gruppen — vor a//em dem Gebet,
der Samm/ung, der Anbetung und der //Yurg/'scden
Fe/'er der G/aubensgede/'mn/'sse w/'dmen.

4.2 Die »politische Diakonie»

4.2.7 Pastorale Zielsetzung
D/'e Synode /'st s/'cd der Tafsacde bewussf, dass unsere
Gese//scda/f schwere Kr/'sen dured/äu/f und dass ver-
medrf nacd neuen Lösungen gesucht werden muss.
Desda/b und au/grund /'brer Sorge um d/'e D/'a/con/'e

der K/'rcbe /'n der We/f /ordert s/'e d/'e G/äub/'gen au/,
s/'cd neben der kar/'faf/'ven und soz/'a/en Täf/'gke/'f auch
/'m po//Y/'scden ßere/'cd e/'nzusefzen, und zwar vor a/-
/em /'n Gruppen, /'n der Er/rennfn/'s, dass d/'es e/'nen
w/'cdf/'gen ßesfandfe/7 der /c/'rcd//'cden D/'akon/'e dar-
sfe//f. /n d/'esem S/'nne g/'bf d/'e Synode ergänzend /o/-
gende R/cdf//n/en:
4.2.2 Der Geist dieser Aktion
4.2.2.7 D/'e angesprochene po//Y/'scde Akf/'on enf-
spr/'ngf der D/'a/con/'e /'m S/'nn des Evange//'ums. /br Z/'e/
und vorrang/'ges Kr/7er/'um muss demnach d/'e Sorge
um d/'e Ärmsten se/'n und um d/'e/en/'gen Gruppen von
Menschen, d/'e /'m bestehenden po//Y/'scden System
oder durcd /'rgendwe/cbe besonderen Umstände ver-
gessen oder ausgebeutet werden.

4.2.2.2 Auch /'n der Zusammenarbe/Y m/Y n/'cdfcdr/'sf-
//'eben Gruppen und be/' der Durcd/üdrung e/'ner ob/'ek-
f/'ven po//Y/'scden Ana/yse dar/ d/'e po//Y/'scde A/cf/'on
n/'ema/s /'dren besonderen cdr/'sf//'cden Charakter ver-
//'eren, der dar/'n besteht, dass /'ede Rand/ung vom Ge-

bef ausgeht und s/'cd /'n /'dm vo//endef, und dass /e-
we/'/s dem Evange//'um d/'e grund/egenden Kr/Yer/'en
und der /efzfe S/'nn entnommen werden.

4.2.3 Einheit und Autorität
4.2.3.7 /m R/'nb//'ck au/ d/'ese po//Y/'scde D/'akon/'e
muss d/'e E/'nde/Y der K/rede sfänd/'g neu gesucht wer-
den. D/'es w/'rd a//erd/'ngs n/'cdf au/ dem Weg e/'ner au/-
gezwungenen G/e/'cdmacdere/' zu bewerksfe///'gen se/'n,
sondern au/ der ßas/'s des geme/'nsamen G/aubens an
den e/'nen Herrn Jesus Cdr/'sfus, /'m geme/'nsamen W/7-
/en, /dm /'n se/'nen Brüdern zu d/'enen, sow/'e /'m D/'a-
/og und der gegense/Y/'gen Anerkennung — be/' a//er
/eg/Y/mer Verscd/'edende/Y.

4.2.3.2 /m D/'ensf der E/'nde/Y /'st der ß/'sedo/ — und
der Pr/'esfer /'n se/'nem ßere/'cd — m/Y e/'nem Amt be-
au/fragt, das es /'dm ermög//'cdf und zur P///'cdf macht,
im Namen des Evangeliums, wenn nöf/'g /"n der KVrcbe
(der Pr/'esfer /'n se/'ner Gemeinde) und /'n der Gese//-
seda/f Sfe//ung zu nehmen. Der ß/'sedo/ w/'rd d/'es nor-
ma/erwe/'se /'n Verb/'ndung m/Y se/'nem Pr/'esferraf tun.
4.2.3.3 D/'e sakramenfa/e Aufor/Yäf des ß/'sedo/s (und
des Pr/'esfers /'m ßere/'cd se/'ner Geme/'nde) be/'nda/fef
ke/'ner/e/' aufomaf/'scde Zusfänd/'gke/Y /ür den po//7/'-
sehen ßere/'cd. E/'ne po//'f/'scde Sfe//ungnadme im Na-
men der Ortskirche, d/'e repräsenfaf/'v /ür a//e Kafbo//'-
ken e/'ner besf/'mmfen Gegend abgegeben w/'rd und
d/'e som/f'/ür /edes M/Yg//'ed der /C/'rcde bedeutsam /'st,
er/ordert desda/b e/'ne vorder/'ge Konsu/faf/'on.

4.3 Priester und Politik
4.3.7 Predigt und Politik
4.3.7.7 Erstes Z/'e/ der Pred/'gf /'st zwe/7e//os d/'e Er-
k/ärung der G/aubensgede/'mn/'sse sow/'e d/'e engere
Samm/ung der g/äub/'gen Geme/'nde um Cdr/'sfus, den
s/'e emp/ängf und der s/'e se/'nerse/Ys zur Anbetung des
Vaters d/'n/üdrf. Jede wahre Eucdar/'sf/'e/e/er /'st aber
auch /'n g/e/'edem Masse e/'ne Sendung /'n d/'e We/f, um
dort e/'ne we/Ye, echte und akf/'ve Geme/'nscda/f m/Y
der We/f zu verw/'rk//'cden.

4.3.7.2 Mancbma/ /'st es nöf/'g, d/'e Geme/'nde deuf//'cd
auf e/'nen Ort der Menscdde/Y d/'nzuwe/'sen, se/' er nah
oder fern, wo Menseden /'n der L/ngerecdf/'gke/Y /eben
und vergessen s/'nd, oder d/'e ßere/'cde unserer Gese//-
schaff be/'m /Vamen zu nennen, /'n denen off unbewussf
menscd//'cde und cdr/'sf//'cde Werfe mehr und mehr /'n

den H/'nfergrund gedrängt werden.
4.3.7.3 Aufgrund se/'ner Verantwortung für das Wort
hat der Pr/'esfer das Recht und d/'e Pf//'cdf, e/'ne Pre-
d/'gf zu da/fen, d/'e man a/s po//Y/'scd beze/'ednen kann.
(Jnd d/'e Geme/'nde hat n/'cdf das Recht, /'dn /'m /Vamen
des Herrn zum Scdwe/'gen zu br/'ngen. Gew/'ss, d/'e

Pred/'gf darf n/'cdf dazu m/'ssbrauedf werden, für oder
gegen Parfe/'en oder Persön//'cdke/Yen, d/'e um d/'e
Macht kämpfen, Parte/' zu nehmen. S/'e kann aber po//'-
f/'scd se/'n und muss es m/'funfer sogar se/'n, wenn es
darum geht, den Aufruf des Evange/fums zu akf/'ver So-
//'dar/Yäf und zur He/'/ung /'n d/'e W/'rk//'cdke/'f umzusef-
zen und konkrete ßere/'cde für e/'ne Akf/'on zu nennen.
M/Y anderen Worten; immer dann, wenn es g/'/f, d/'e be-
fre/'ende L/'ebe, d/'e /eden Menseden treffen so//, auf
ganz besf/'mmfe Menseden auszuwe/Yen.
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4.3.7.4 D/'e Pr/'esfer müssen s/'cb /'edocb darüber /'m

Waren se/'n, dass d/'e Aufor/Yäf, m/Y der s/'e /'m A/amen
des Herrn d/'e Frobbofscba/f verkünden, e/'ne andere
/'sf a/s y'ene, m/Y der s/'e d/'esen t/n/Versa/en Aufruf kon-
kref anwenden be/'e/'nerS/Yuaf/'onsana/yse, d/'e an/ re/'n
menscbb'cber /n/ormaf/'on und Znsfänd/'g/fe/Y berubf.
Das £irange//'nm muss an/genommen werden, e/'ne

Ana/yse muss iron der Geme/'nde d/'s/ci/f/'erf werden,
und d/'e Ge/egenbe/Y dazu mt/ss gebo/en werden, a/-
/erd/'ngs at/sserba/b der L/Yurg/'e/e/'er. Pr/'esfer t/nd Ge-
me/'nde müssen s/'cb d/'eses Dnferscb/'eds bewt/ssf se/'n
t/nd /'bn a/czepb'eren. /\tv/ d/'ese We/'se w/'rd es /'n der
K/'rcbe weder e/'nen A4acbfm/'ssbrat/cb iron se/Yen der
Pr/'esfer geben, nocb e/'ne /Ai/fwe/'cbt/ng des Eirange//'-
t/ms dt/rcb e/'ne Ver/fünd/'gt/ng, d/'e /ed/'g//'cb /'m A//ge-
me/'nen t/nd /\bsfraWen sfeben b/e/'bf.

4.3.2 Priester und politische Aktion

4.3.2.7 £s g/'bf ernsfe S/Yt/af/onen, /'n denen es d/'e So-
//'dar/'fäf bzw. d/'e G/at/bwürd/'g/re/Y des Pr/esfers er-
/ordern, dass at/cb er se/bsf von Worten zt/m Hande/n
übergebf. Ebenso w/'e d/'e K/'rcbe mt/ss er se/bsf e/'ne

sacbgemässe Arf se/'nes Hande/ns wäb/en.

4.3.2.2 D/'eses Recbf zt/ bande/n mt/ss /'bm von der
Geme/'nde zt/gesfanden werden. G/e/'cbze/Y/'g mt/ss /e-
docb War se/'n, dass s/'cb der Pr/'esfer ke/'neswegs d/'e
vo//e At/for/Yäf se/'nes sakramenfa/en Amfes engag/'erf.
Se/'ne /We/'nung dar/ n/'cbf a/s d/'e e/'nz/'g gü/b'ge b/'nge-
sfe//f werden.

4.3.2.3 Da der Pr/'esfer m/Y e/'nem Amf beat/ffragf /'sf,
das samme/n t/nd vere/'n/'gen so//, baf er das Recbf t/nd
m/Yt/nfer d/'e P///'cbf, persönb'cb kerne po//'f/'scbe /We/'-

nt/ng zt/ verfrefen /'n den Pä//en, /'n denen verscb/'edene
/eg/Y/'me Sfe//t/ngnabmen mögb'cb s/'nd.

4.3.2.4 /n a//en scbwerw/'egenden Fä//en w/'rd der
Pr/'esfer at/cb se/bsf zt/ enfscbe/'den baben, we/cbes
po//Y/'scbes Hande/n oder/V/'cbfbande/n der l/l/abrba/b'g-
ke/Y se/'nes D/'ensfes /ür das £vange//'t/m t/nd d/'e Ge-
me/'nde mebr d/'en//'cb /'sf. Vorher w/'rd er se/'ne /W/Ybrü-

der oder den Pr/'esferraf (See/sorgerafJ be/' Fragen von
a//geme/'ner ßedet/ft/ng konst//b'eren t/nd s/'cb at/cb m/Y

dem P/arre/'raf besprechen.

5 Die Kirche in unserer Gesellschaft DE
5.7 D/'e KYrcbe so// zt/ w/'cbf/'gen, /ür s/'e t/nd d/'e /Wen-

sehen bedet/fsamen Fragen Sfe//t/ng nehmen t/nd /n-
/ormab'onen //'e/ern. /n Rücks/'cbf at// d/'e t/nfer /'bren
G/ät/b/'gen herrschende P/t/ra//Yäf so// es s/'cb dabe/'
aber n/'cbf dart/m bande/n, /erb'ge Rezepfe zt/ präsen-
deren, sondern v/'e/mebr Or/'enf/'ert/ngsb/Vfen zt/ //'e/ern,
S/'nngebt/ng zt/ ver/e/'ben t/nd at/Z d/'e gegense/Y/'ge t/nd
ge/'sf//'cbe D/'mens/'on der ansfebenden Prob/eme at//-
merksam zt/ machen, /n der At/se/'nandersefzt/ng zw/'-
sehen w/'dersfre/Yenden /nferessen st/cbf s/'e, /'m L/'cbfe
des £vange//'t/ms t/nd enfspreebend /'brer Sendt/ng zt/
verm/'ffe/n t/nd zt/ versöhnen.

5.2 Sfe//ungnabmen t/nd /n/ormab'onen so//en n/'cbf
nt/r an d/'e ö//enf//'cbke/Y ergeben, s/'e so//en v/'e/mebr
at/cb ße/Yräge zt/r Gesefzgebt/ng darsfe//en.

15.3 K/'rcb//'cbe Sfe//t/ngnabmen t/nd /n/ormab'onen
I von gesamfscbwe/'zer/'scber ßedet/ft/ng so//en von der

Scbwe/'zer/'scben ß/'sebo/skon/erenz at/sgeben, so/cbe
von reg/'ona/er / kanfona/er ßedet/ft/ng vom befref/en-
den ß/'scbo/ at// Grt/nd von Konstz/fabonen m/Y zt/sfän-
d/'gen Grem/'en t/nd wenn mög//'cb /'n Zt/sammenarbe/Y
m/Y andern cbr/'sb/'cben K/'rcben. Andere Organe, Grt/p-
pen t/nd e/'nze/ne können n/'cbf beanspruchen, /'m /Va-
men der K/'rcbe zu sprechen.
5.4 Dm k/'rcb//'cbe Sfe//ungnabmen und /n/ormab'onen
m/Y Sachkunde vorzubere/Yen, so//en d/'e ß/'sfümer und
d/'e Scbwe/'zer/'scbe ß/'sebo/skon/erenz zusammen m/Y

/'bren Sekrefar/'afen d/'e Enfw/'ck/ung /'n Sfaaf und Ge-
se//scba/f konb'nu/'er//'cb ver/o/gen und zur Vordere/'-
fung von Sfe//ungnabmen und /n/ormab'onen Komm/'s-
s/'onen e/'nberu/en. /m S/"nne e/'ner konb'nu/'er//'cben und
prospekb'ven Arbe/Y wäre d/'e Scha/Zung e/'nes soz/'a/-
efb/'scben /nsb'fufs zu prü/en.
5.5 Au/ der Ebene der P/arre/'en und Dekanafe /'sf
das /Vöb'ge vorzukehren, dam/Y d/'e besfebenden Räfe
/'m H/'nb//'ck au/ d/'e Verkünd/'gung /'bre Veranfworfung
gegenüber der gese//scba/f//'cben Enfw/'ck/ung wahr-
nehmen können.
5.6 D/'e K/'rcbe so// grundsäfzb'cb e/'n o//enes Verbä/f-
n/'s zu a//en Parfe/'en und Verbänden ansfreben und
s/'cb m/Y kernen /'denbY/'z/'eren. Dabe/' /'sf a//erd/'ngs dar-
au/ b/'nzuwe/'sen, dass es an den Parfe/'en und Verbän-
den se/bsf //'egf, /'br e/'genes konkrefes Verbä/fn/'s zur
K/'rcbe durch /'bre Anschauungen und po//Y/'scben Ak-
b'onen zu Z/'nden. Zudem /'sf es vom Evangeb'um her ge-
recbf/erb'gf, dass s/'cb Gruppen von Cbr/'sfen unfer ge-
me/'nsamem A/amen und aus cbr/sü/cbem Veranfwor-
fungsbewussfse/'n heraus s/'cb /'n Sfaaf und Gese//-
seba/f zum Wob/e a//er /Wenseben engag/'eren.

6 Verhältnis von Kirche und Staat DE

6.1 Die Rechtsstellung der Bekenntnisse im Staat
6.7.7 D/'e Synode be/abf d/'e Re//'g/'ons/re/'be/Y a/s
menscb//'cbes Grundrecht und /orderf vom Sfaaf d/'e
vo//e Fre/'be/Y der ßekennfn/'sse zur Er/ü//ung /'bres re//'-
g/'ösen Au/frages.
6.7.2 D/'e Synode be/ürworfef /'n unsern konkrefen
Verbä/fn/'ssen d/'e ö//enf//cb-recbf//cbe Sfe//ung der
Landesk/'rcben und K/'rcbgeme/'nden,
— we/'/ d/'ese den Au/frag der ßekennfn/'sse, /'n d/'e ö/-

/enf//'cbke/Y zu w/'rken, zum Ausdruck br/'ngf,
— we/7 d/'e sfaafb'cbe Rechtsordnung dam/Y d/'e Grund-

werfe, we/cbe /'m wesenfb'cben /Wasse durch d/'e ße-
kennfn/'sse verkündet werden, a/s /ür den Sfaaf von
Bedeutung anerkennt,

— we/7 s/'e den umfassenden Au/frag der ßekennfn/'s-
se, e/'nen D/'ensf am /Wenseben und der Gese//scba/f
zu /e/'sfen, anerkennt.

E 6.7.3 D/'e Anerkennung der ßekennfn/'sse /'m ö/-
/enf/Zcben Recbf ver/angf e/'ne umfassende Aussehe/'-
dung der sfaafb'cben und k/'rcb//'cben Zusfänd/'gke/Y.
Z/'e/ der Recbfsenfw/'ck/ung /'sf d/'e Fre/'be/Y der Landes-
k/'rcben, s/'cb /'bre Organ/'saf/'on aufgrund /'bres e/'genen
Versfändn/'sses se/bsf zu geben. D/'e Synode ersucht
d/'e zusfänd/'gen po//Y/'scben Behörden, der Zweckver-
scb/'edenbe/Y von Sfaaf und Landesk/'rcben durch E/'n-

räumung e/'nes vo//en Recbfes zur Se/bsforgan/'saf/'on
Rechnung zu fragen.
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6.7.4 D/'e /Aner/cennung /'m öffenf/Zcben Recbf darf
n/'cbf d/'e Re/Zg/ons/re/de/f anderer ßekennfn/'sse be-
e/nfräcdf/'gen. D/'e recbf//'cb g/e/'cbe Sfe//ung der cdr/'sf-
//'eben ßekennfn/'sse /'sf /'n fasf a//en ZCanfonen erre/'ebf.
D/'ese/be Mög//'cbke/'f so// /'edoc/7 auch an/ andere ße-
/rennfn/'sse ansgedednf werden, d/'e e/'ne so/ede Sfe/-
/ung wönseden und deren Bedeutung e/'ne Anerken-
nung reedf/erf/'gf. Das Ver/adren zur ö//enf//"cd-recdf-
//'eden yAner/cennnng /'sf dementsprechend zu er/e/'cb-
fern.
6.7.5 D/'e Synode eraedfef es a/s nofwend/'g, dass d/'e
Prob/eme des Verbä/fn/'sses iron K/'rcbe und Sfaaf we/'-
ferd/'n dauernd überprö/f und enfw/'cke/f werden. S/'e

unfersfüfzf so/ede Bestrebungen und emp//'ed/f deren
Zusammenfassung unfer massgeb//'cber /W/'fw/'rkung
von Sacdversfänd/'gen.

6.2 Der kirchliche Finanzhaushalt

6.2.7 A//e K/'rcdeng//'eder s/'nd verp///'cdfef, dured per-
sön//'cde ße/'fräge zur F/'nanz/'erung /f/'rcd//"cder D/'ensfe
und Aufgaben be/'zufragen.
A/eben den nnverz/'cdfbaren /re/'w/7//'gen Le/'sfungen
des e/'nze/nen s/'edf d/'e Synode /'n der Erhebung von
K/'rcdensfeuern e/'ne /eg/'f/'me Form der Konkref/'s/'e-
rung der /<7rcb//cben Se/'fragsp///'cdf und e/'n M/'ffe/ zur
so/Zdar/scden ße/'frags/e/'sfung a//er G//'eder. E/'ne ße-
sfeuerung der K/'rcdeng//'eder /'sf d/'e angemessenere
Form a/s ße/'frags/e/sfungen aus a//geme/'nen Sfeuer-
m/'ffe/n der Kanfone.
E 6.2.2 Der Verwendungszweck der K/'rcdensfeuer
daf so we/'f zu re/'eden, w/'e d/'e /Aufgabe der K/rede
se/bsf. D/'e po/Zf/'scden /nsfanzen s/'nd desda/b ersuedf,
besfedende Beschränkungen für d/'e Verwendung der
/</'rcdensfeuern aufzuheben.
6.2.3 Jedes K/rcdeng/Zed, vorab d/'e e/'nze/nen Orga-
ne s/'nd aufgefordert über d/'e demokraf/'scben M/'fw/'r-
kungsreebfe /'n K/'rcdgeme/'nden und Landesk/'rcben
dafür zu sorgen, dass d/'e f/nanz/'e//en /Aufwendungen
für /rfrcb//'cbe ßaufen und deren Dnferda/f /'n e/'nem

ausgewogenen Verdä/fn/'s zu den ZW/'ffe/n für den un-
m/'ffe/baren pasfora/en E/'nsafz sfeden.
D/'e Synode ersuedf überd/'es a//e Grem/'en, d/'e zur Ver-
fügung sfedenden TW/ffe/ sparsam e/'nzusefzen, und d/'e

Dr/ng/Zcdke/'f und Hf/rksamke/'f /'dres E/'nsafzes e/'nge-
dend zu prüfen.
6.2.4 D/'e /Aus/änder haben /Anspruch, dass d/'e für s/'e
besf/'mmfe See/sorgearbe/'f aus den Sfeuerbe/'frägen
f/'nanz/'erf w/'rd, unfer ßerücks/'cdf/'gung /'brer spez/'f/'-
sehen ßedürfn/'sse. /bre ZW/'fspracde /'sf /'n angemesse-
ner Form zu gewädr/e/'sfen.
Es w/'rd auch zur Prüfung empfod/en, /'nw/'ewe/'f der be-
sondern S/'fuaf/'on der Gasfarbe/'fer /'n der Bemessung
der Sfeuer Rechnung gefragen werden kann.

E 6.2.5 D/'e tandesk/'reben s/'nd e/'nge/aden, /'n /An-

erkennung der geme/'nsamen /An/Zegen und /'m S/'nne
vermedrfer Kooperaf/'on, d/'özesane und scdwe/'zerZ-
sehe k/'rcd/Zcde VZerke vermedrf aus Sfeuerm/'ffe/n zu
f/'nanz/'eren.

E 6.2.6 E/'n F/'nanzausg/e/'cd unfer Kanfonen der
g/e/'eden D/'özese oder unfer den D/ozesen /'sf an
g/e/'cdarf/'ge recdf//'cde Sfrukfuren /'n a//en Kanfonen

gebunden. D/'e Organe der Landesk/'rcden s/'nd aufge-
fordert s/'cd für e/'ne Vere/'nde/'f//'cdung der Sfrukfuren
e/'nzusefzen und zusammen m/'f der ß/'sedofskonferenz
nach we/'feren Mög//'cdke/'fen e/'nes /Ausg/eZcds zu su-
eben. Der /Ang/e/'cdung der k/'rcdZ/'cden ßeso/dungsan-
säfze Zsf besondere /Aufmerksamke/'f zu schenken.
E 6.2.7 D/'e Synode ersuedf d/'e ß/'sedöfe dad/'n zu
w/'rken, dass über a//e k/'rcd//'cden /nsf/'fuf/'onen und
über a/Ze k/'rcd//'cden Samm/ungen e/'ne öffenf/Zcde
Recdnungsabfage zu erfo/gen hat
6.3 Mitgliedschaft und Aktivrechte
6.3.7 D/'e G/Zedscbaff zur KVrcbe, und dam/'f d/'e ZW/'f-

g//'edscdaff /'n der k/'rcdgeme/'nde, /'sf /'n den recdfZ/'-
eben kr/ferZen n/'cdf vo/Zumfäng//'cd gek/ärf. D/'e Syn-
ode ersuedf d/'e ß/'sedofskonferenz, d/'e Zusammenbau-
ge /'m Recdfsbere/'cd durch Facd/eufe we/'fer zu unfer-
suchen.

6.3.2 E/'n /Ausfrfff aus der k/'rcdgeme/'nde aus vorw/'e-
gend sfeuerrecdf/Zcden Über/egungen bedeufef d/'e
ZW/'ssacdfung k/'rcd//'cder So//'darffäf. So/cden Ausfr/'f-
fen so// durch k/ärendes pasfora/es Gespräch begeg-
nef werden.

6.3.3 D/'e Synode forderf d/'e G/äub/'gen auf, s/'cd für
d/'e Sf/'mm- und l/l/ad/recdfe der Frauen sow/'e der Aus-
/änder nach e/'ner besf/'mmfen lAfodns/'fzdauer e/'nzu-
sefzen.
So/ange d/'eses Recdf n/'cdf verw/'rk//'cdf /'sf, so// den
Aus/ändern Ge/egende/'f gegeben werden, /'bre beson-
dem An/Zegen für f/'nanz/'e//e kred/'fe vor den Organen
der k/'rcdgeme/'nde zu verfrefen.

6.4 Verhältnis von Kirchgemeinden und Pfarrei

6.4.7 D/'e besfedenden Pfarrwad/recdfe s/'nd a/s
Form der 7e/'/nadme des k/'redenvo/kes an der ßesfe/-
/ung k/'rcd//'cder Amfsfräger zu wahren. D/'e Synode er-
warfef von den ß/'sedöfen, dass s/'e be/' der Behebung
der bestehenden Dng/eZcdde/'fen auf Geme/'ndeebene
/'n /'dren D/ozesen m/'fw/'rken. V/o d/'e E/'nfüdrung e/'ner
fesfen 1/Vad/ordnung noch n/'cdf mög//'cd /'sf, s/'nd d/'e
Geme/'nden zu 1/1/ad/vorscd/ägen und konsu/faf/'onen
e/'nzu/aden.

6.4.2 D/'e genere//e Trennung von Aufgaben der
k/'rcdgeme/'nderäfe und Pfarre/'räfe /'sf /'m WZnb//'ck auf
fe/'/s g/e/'cdarf/'ge ßerafungsgegensfände zu /ockern,
um neue Formen des Zusammenw/'rkens /'m S/'nne e/'-

ner Vere/'nde/"f//'cdung zu suchen.

6.5 Die Bistumseinteilung in der Schweiz
6.5.7 D/'e Synode sefzf s/'cd grundsäfz//'cd für d/'e FreZ-
de/'f der KVrcbe e/'n, d/'e ß/'sfumsgrenzen unabdäng/'g
von der ZW/'fw/'rkung sfaaf/Zcder Organe fesfzu/egen.
6.5.2 S/'e forderf, dass e/'ne recdf//'cd fesfge/egfe, enf-
sede/'dende ZWZfw/'rkung orfsk/'rcd//'cder Grem/'en be/'
der Umgrenzung von ß/'sfümern und der Wad/ der ß/'-
sedöfe e/'ngefüdrf und — wo so/ede bere/'fs bestehen
— gewahrt b/e/'bf.

E 6.5.3 D/'e ß/'sedofskonferenz w/'rd ersuedf, e/'ne

gesamfscdwe/'zer/'scde Lösung anzustreben und m/'f
dem Sfud/'um e/'n Facdgrem/'um aus k/'rcd//'cden und
sfaafsk/'rcd//'cden und sfaaf/Zcden Vertretern zu beauf-
fragen.

518



Munter weiter auf der Fortschrittswelle?
Fortsetzung von Seite 506

«Jedes Wachstum hat zwei Seiten. Unent-
behrlich, damit der Mensch mehr Mensch
sei, sperrt es ihn wie in ein Gefängnis ein,
wenn es zum höchsten Wert wird, der dem
Menschen den Blick nach oben versperrt,..
Die Menschen kennen keine Freundschaft
mehr, nur das eigene Interesse, das sie gegen-
einander aufbringt und entzweit. Für die
Nationen wie für den einzelnen ist die Hab-
sucht das deutlichste Zeichen moralischer
Unterentwicklung»3.

Augenblicklich steckt wohl noch die
Mehrzahl auch der Christen in diesem
selbstgebauten Gefängnis. Aber wie fin-
den wir selber heraus? Wie führen wir
als Seelsorger andere heraus? Indem wir
uns vom Geist dessen leiten lassen, den
wir unseren «Herrn» nennen. Er hat sich
durch seine Menschwerdung sozusagen
mit jedem Menschen vereinigt. In ihm
erst finden wir zu uns selbst, zu Gott und
damit zum andern. Werl er als Gott
Mensch wurde, konnte er allein ein wirk-
lieh «Neues Gebot», ein neues zwischen-
menschliches Verhalten formulieren:
Dass wir einander nicht ausbeuten, son-
dem helfen; einander nicht hassen, son-
dem lieben; einander ernst nehmen, in-
dem wir uns nicht wichtig nehmen. Dieses
Hauptgdbot Christi hat der Papst für
unsere Situation so umschrieben: «Die
Schaffung einer menschlicheren Welt für
alle, wo alle geben und empfangen kön-
nen, ohne dass der Fortschritt der einen
ein Hinldernis für die Entwicklung dec
anderen ist»"*.

Eine Utopie?

Wenn ja, dann ist es die Utopie Gottes,
die Utopie Christi, die der Christen. Auf
jeden Fall gilt: Von der Lösung dieser
Frage «hängt die Zukunft der Zivilisa-
tion ab»®. Man kann die Frage auch an-
ders stellen: Haben wir als Christen den
Mut, unsere moralische Unterentwick-
lung einzugestehen, die sich in individu-
eller und kollektiver Habsucht äussert, im
Wettrennen um einen rein materiellen
Fortschritt? Haben wir danach den Mut,
uns vom neuschaffenden Geist Christi
leiten zu lassen? Glauben wir an die so-
ziale Sprengkraft des Evangeliums? Neh-
men wir es auch dann noch an, wenn es

uns zum Verzicht zugunsten anderer
herausfordert? Oder dient es uns als

Pflaster, um ungerechte Wirtschafts- und
Sozialstrukturen zu legalisieren? Gewiss,
die unendlich komplizierten Probleme
einer gleichmässigen Gesamtentwicklung
lassen sich nicht mit Bibelzitaten odec
beschwörenden Manifesten lösen. Es

a N. 19
4 N. 44
s N. 44
« Paul VI. an die Konzilsväter nach seiner

Rückkehr aus New York.

braucht dazu mehr: die Phantasie, Intelli-
genz und den Mut vieler. Diese Gaben
finden wir auch bei Andersgläubigen, ja
Ungläubigen. Aber aktivieren zur vollen
menschlichen Entwicklung aller kann sie

nur der Geist Gottes, der uns selbstlose
Liebe lehrt. Ohne ihn bleibt menschliche
Intelligenz «betriebsblind», und Mut artet
in revolutionären Fanatismus aus. Des-
halb sollen wir um den Geist des Herrn
bitten. Vorher aber lassen wir es uns
nochmals sagen: «Unsere Liebe zu den
Armen in dieser Welt — und es sind un-
zählige Legionen — muss hellhöriger,
aktiver, hochherziger werden»®.

Markus' Kaiser

Geèe/smeinung /«r de« Mo«al Aiigu.vf 1974;
«Dass der gegenwärtig wirtschaftlich-soziale.
Fortschritt vor allem durch die übernatürli-
che Liebe zu allen Menschen bestimmt
werde.»

Berichte

Aus den Beratungen des Generalkapitels
der Immenseer Missionare — Wahl der
Leitung der Missionsgesellschaft

Seit dem 16. Juli 1974 debattierte das

Generalkapitel der Immenseer Missio-
nare eine gute Woche lang die über 500
Seiten starken Rechenschaftsberichte der

Generalleitung, der Zentralverwaltung
und der «Regionen». Es ging darum zu
überprüfen, wie weit die Beschlüsse des

Generalkapitels von 1967 in die Tat um-
gesetzt worden waren. Diese brachten
eine starke Konzentration der Missions-
gesellschaft auf ihre Aufgabe: ganz dem
Aufbau aktionsfähiger einheimischer
Ortskirchen zu dienen, eine verstärkte
Partnerschaft der Missionsgesellschaft
mit den Missionen bezüglioh der «Mis-
sionspolitik», die Dezentralisierung der
Führung gemäss dem Subsidiaritstätsprin-
zip, die Assoziierung von ordinierten
«Missionaren auf Zeit» aus dem Wblt-
klerus usw. Die Ddbatte bot Gelegenheit,
das Positive, aber auch Knöpfe und Kno-
ten festzustellen und ergab zahlreiche
Anträge an die Gesellschaftsleitung für
die nächsten sieben Jahre, mit denen sich
die Generalversammlung nun in den

Sachfragen während der nächsten vier
Wochen zu befassen hat.

Der Generalobere Dr. Jose/ /1/ri.rlii/z aus
Kerns und der Generalvikar Dr. /akoi
CVo/?ogi«i aus Chur wurden für eine neue
siöbenjährige Amtsperiode wiedergewählt,
ebenfalls als General rat 7ov<?/ Kaiser aus
Will '(SG), Geistlicher Leiter des Missions-
seminars Schöneck (LU) (Gibraltarrain).
Neu in den Generalrat kamen: Dr. Or/o
ßisc/io/söerger aus Marbach (SG), Do-

zent für Religionswissenschaft an der
Theologischen Fakultät Luzern, und Ger-
man //«her aus Arni, Chef des Korres-
pondenzbüros im Missionshaus Immen-
see. IFa/ter Heim

Vom Herrn abberufen

P. Pirmin Tresch OSB, Mariastein

Mit P. Pirmin Tresch hat nicht nur die Abtei
Mariastein, sondern die ganze schweizerische
Benediktinerkongregation ihren 92jährigen
Senior und — einen einmaligen Mönch ver-
loren. August, — so nannte man bei der
Taufe unseren Verstorbenen — erblickte das
Licht der Welt in Masmünster (Elsass) am
8. September 1881. Von seinem Vater, einem
wackeren Sattlermeister, erbte er die Vorliebe
für alles handwerkliche Schaffen. Die Ju-
gendzeit P. Pirmins fiel in die preussische
Ära, und von dieser wusste er manch er-
götzliche Anekdote zu erzählen. Nach der
Volksschule kam August mit einem älteren
Bruder ans Kollegium der Benediktiner von
Mariastein, die damals in Delle lebten. Die
Berufswahl dürfte ihm kaum viel Mühe be-
reitet haben. Es zog ihn zu seinen Lehrern
im Kleide St. Benedikts. Aber ausgerechnet
einen Monat ehe der Kandidat das Noviziat
hätte beginnen können, zwangen die berüch-
tigten Kongregationsgesetze, die mit einem
einzigen Federstrich alle Klöster Frank-
reichs aufhoben, die «Steinherren» zum Aus-
wandern.
Als Abt Vinzenz Motschi auf dem Dürrn-
berg im Lande Salzburg ein ehemaliges Red-
emptoristenklösterlein entdeckt hatte, sam-
melte er die unterdessen an verschiedenen
Orten lebenden Mitbrüder in diesem weit
entlegenen, aber reizenden Bergdörflein. Mit
drei andern mutigen Kameraden meldete
sich August Tresch für den Eintritt. Am
13. November 1903 legte er die monastischen
Gelübde ab. Man gab ihm St. Pirmin, den
Gründer der berühmten Abtei Murbach im
Elsass, zum Patron. Den theologischen Stu-
dien oblag er in der klösterlichen Haus-
schule, auch nachdem der neue Abt Augu-
stin Rothenflue den Konvent nach Bregenz
verlegt hatte (1906).
Am 16. März 1907 wurde P. Pirmin in der
Kathedrale zu St. Gallen zum Priester ge-
weiht. Die Obern bestimmten ihn für die
Seelsorge. Nach verschiedenen Aushilfen, die
damals das «Praktikum» darstellten, kam der
junge Ordensbruder an die Wallfahrt nach
Mariastein. Der Umstand, dass er geläufig
französisch sprach, dürfte dabei mitgespielt
haben. Seine Tätigkeit wurde für vier Jahre
unterbrochen. So lange waltete er als Pfarrer
in der Klosterpfarrei Erschwil (1919—1924).
Nach Mariastein zurückgekehrt, versah er
wieder die Pilgerpastoration und half nun
oft und oft in den Pfarreien der Umgebung
aus, wenn ein Pfarrer krank war oder sonst
Hilfe bedurfte. Während des Zweiten Welt-
krieges wurde in einem leerstehenden Fa-
brikgebäude in Büsserach ein Auffanglager
für französische Flüchtlinge eingerichtet.
Nun stampfte P. Pirmin jeden Samstag über
den «Blauen», um seinen Landsleuten am
Sonntag Messe und Predigt zu halten.
Als die zur Nazizeit aus Bregenz vertriebe-
nen Patres und Brüder Zuflucht in Maria-
stein fanden, konnte P. Pirmin entlastet wer-
den. Die dadurch gewonnene Musse nützte
er gut aus. Er war praktisch veranlagt und
findig. In seiner Zelle lagen Werkzeuge aller
Art. Wo es etwas zum Flicken gab, wurde
P. Pirmin hingeschickt. Lieb war ihm die
Arbeit im Bienenhaus, aber noch lieber
dürfte ihm in jungen Jahren die Malkunst
gewesen sein. Er kopierte Bilder seiner Lieb-
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Amtlicher Teil

Bistum Basel

Ernennungen

Pater Ot/wißr RaAZZ, bisher Vikar in Bru-
der Klaus, Emmenbrücke zum Vikar in
St. Michael, Basel;

Matt/rys fflrmm, lie. theol., zum Pfarrei-
heifer in Muttenz CBL).

Bistum Chur

Im Herrn verschieden

./akoA WaZZZma««, KapZan-RejZgnat, Z/p-
nac/t

Jakob Wallimann wurde am 20. Juni 1904
in Alpnach (OW) geboren. Am 5. Juli
1931 wurde er zum Priester geweiht und
wirkte anschliessend bis 1955 als Pfarr-
helfer in Giswil. Von 1955 bis 1970 war
er Kaplan in Obbürgen, von 1970 bis 1974
in Bürglen (OW). Im Juni 1974 zog er
sich als Résignât ins Betagtenheim in
Alpnach Dorf zurück, wo er am 21. Juli
1974 starb. Am 24. Juli 1974 wurde er in
Alpnach beerdigt.

Bistum St. Gallen

Ehevorbereitungskurse / Brautleutetage
im 2. Halbjahr 1974

Dekanat St. Ga/Zen

Ehevorbereitungskurse: Samstag/Sonntag,
14./15. September 1974, im Pfarreiheim
Brüggen.

Dekanat 7/eerAragg

Brautleutetag: Sonntag, 1. September
1974, im Pfarreiheim Heerbrugg.

Ehebegleitungstag «Ehe unterwegs» :

Sonntag, 15. September 1974, im Pfarrei-
heim Heerbrugg.

Dekanat Z/Stätten
Brautleutetag: Sonntag, 1. September
1974, im Pfarreiheim Heerbrugg.
Ehebegleitungstag «Ehe unterwegs»:
Sonntag, 15. September 1974, im Pfarrei-
heim Heerbrugg.

Dekanat Sargans

Brautleutetag: Sonntag, 8. September
1974, im Bildungszentrum Neu-Schön-
statt, Quarten.

Dekanat t/znac/i

Brautleutetage: Sonntag, 25. August 1974,
und Sonntag, 10. November 1974, jeweils
im Tönierhaus Uznach.

Dekanat JF/Z

Weekend: Samstag/Sonntag, 17./18. Au-
gust 1974, im Pfarreizentrum Wil.

Bistum Lausanne, Genf und
Freiburg

Ernennungen

ßernart/ Zen/ia'ayem, Seelsorger der Ju-
gendvereine «Cœur vaillants et Ames vail-
lautes» für die Westschweiz, wird Pfarrer
von Belfaux (ER) anstelle von Roger
ßa/Zaman, der in iden Ruhestand tritt und
seinen Wohnsitz in Belfaux beibehalten
wird.
Linns Zitt/ersef, Kaplan von Düdingen
(FR), wird Pfarrer von Alterswil (FR).
Rani Starny, Direktor der Mission für die
Deutschsprachigen von Lausanne, wird
Kaplan von Düdingen (FR).

Konstanz Sc/ttvartz, Vikar in Montreux,
wird Direktor für die Deutschsprachigen
des Kantons Waadt, mit Wohnsitz in
Lausanne.

,/o.sep/t Da///on, Seelsorger im Pensionat
Miramonte in Tenritet, wird Hilfspriester
in der Pfarrei Montreux,
ßernart/ ZZ/az, Vikar in der Pfarrei Notre-
Dame in Lausanne, wird Vikar an der
Pfarrei St. Johann in Vevey.
//enrZ R/me, Missionar des hl. Franz von
Sales, der seine Amtszeit als Seelsorger
der Action catholique générale für die
Westschweiz beendet hat, wird Hilfs-
priester an der Pfarrei Sainte-Jeanne de
Chantal in Genf.
Mt/rceZ BaecA/er, Missionar des hl. Franz
von Sales, wird Hilfspriester in der Pfarrei
von Vernier (GE).
Fa/ent/no Zt/ZoRo, Scalabrinianer, Vikar
an der Italiener-Mission von Freiburg,
wird Direktor derselben Mission, in Er-
Setzung von GaAr/e/e ßorto/arna/, Scala-
brinianer, der von seinen Ordensobern für
die Seelsorge nach Deutschland berufen
worden ist.

Für die Bistümer der Westschweiz

Ernennungen

Gemäss Beschluss der Bischöfe der West-
Schweiz:

Georges Seren, der weiterhin Vikar in
Cernier (NE) bleibt, wird Seelsorger der
Action catholique de l'Enfance (Jugend-
Seelsorger) für die Westschweiz.

7/aAert CAatagny, Seelsorger für die JIC
(Jeunesse Intellectuelle Catholique) der
Westschweiz, wird für weitere vier Jahre
in seinem Amt bestätigt.

lingsmeister und machte Portraits nach Pho-
tos. Auch literarisch war Dom Tresch, wie
er gelegentlich hiess, tätig. Seine Gelegen-
heitsgedichte mit allerliebsten Pointen erhöh-
ten allgemein die Freude bei klösterlichen
Familienfesten. Aus seiner Feder stammt
auch eine Geschichte des adeligen Damen-
Stiftes in Masmünster.
Liebling des Konventes wurde der alternde,
witzige Pater durch seine Unterhaltungs-
gäbe. Oft bestritt er an Winterabenden die
Rekreation mit seinen vielen Erlebnissen.
Wenn sich beim Auseinandergehen grad noch
Gelegenheit bot, gab er den Mitbrüdern gern
eine Lebensweisheit aus La Fontaines Tier-
fabeln in französischer Sprache mit.
P. Pirmins Jahre waren abwechslungsreich.
Er erlebte nicht nur zwei Weltkriege, er er-
lebte auch zwei Aufhebungen seines Klos-
ters und legte buchstäblich bei zwei Neu-
gründungen Hand an. Erst noch wechselte
er dreimal seinen Heimatschein. Er berief

sich jedoch darauf, dass er eigentlich Eid-
genösse sei. Seine Ahnen seien nach dem
30jährigen Krieg aus der Stammheimat Uri
in das entvölkerte Elsass ausgewandert. Tat-
sächlich taten das damals viele Schweizer
Familien.
Wenn man P. Pirmin ganz erfassen will,
muss man ihn auch als Beter betrachten.
Fromme Sprüche lagen ihm nicht. Doch nie
fehlte er beim Chorgebet, auch als Senior
blieb er eifrig wie ein Novize. Als für den
Schwerhörigen Dispens ratsam wurde,
schlich er sich in den obern Chor, lauschte
hier auf die psallierenden Mitbrüder und
betete still mit. In vorgerückter Stunde, wo
alle gern zur Ruhe gehen, betrat er nochmals
die Kirche, kniete vor dem Tabernakel nie-
der oder betrachtete den Kreuzweg. So be-
schloss er den arbeitsreichen Tag. Rosen-
kränz und Spazierstock waren seine unent-
behrlichen Begleiter auf seinen Gängen
durch Gottes schöne Natur. Auch diese war

ihm Führer zum Allerhöchsten. Da konnte
er die Weisheit des Schöpfers bewundern.
Als er gegen Ende des Lebens der Sinne nicht
mehr mächtig war, konnte man ihn in lieh-
ten Augenblicken Gebetsworte flüstern hö-
ren. Er blieb gottverbunden bis zum letzten.
Am Tag, da sie im Elsass ihren Glaubens-
boten St. Morand feierten, dem 3. Juni 1974,
hatte unser Senior seinen Lauf vollendet.
Gott vergelte ihm seine goldene Treue!

ßoi/Z N/et/erZierger

Neue Bücher

Sporken, Patt/; t/mgang mit SterZient/en.
Medizinische, pflegerische und pastorale
Aspekte der Sterbehilfe. Band 12 der Topos-
Taschenbücher. Mainz, Matthias-Grünewald-
Verlag, 1973,103 Seiten.
Der Verfasser versucht, die Problematik der
Sterbehilfe von der Praxis her zu beleuch-
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Die nächste Nummer

der Schweizerischen Kirchenzeitung er-

scheint wegen der Ferienzeit nochmals als

Doppelnunimer am 22. August 1974. Re-

daktionsschluss für grössere Artikel: 15.

August; kleinere Beiträge: 19. August

(Morgenpost). (Red.)

ten. Es kommen der ärztliche, pflegerische
und pastorelle Standpunkt zur Sprache. Das
Büchlein hat vier Teile: 1. Praktische Pro-
bleme der Sterbehilfe, 2. Medizinische und
pflegerische Aspekte des Sterbeprozesses, 3.

Erleben des Sterbeprozesses, 4. Pastorale
Hilfe für Sterbende. Ärzte, Schwestern, Pfle-
ger und Priester sind Helfer der Menschen
in ihren schwersten Wochen, Tagen und
Stunden vor dem Sterben. Dieses Büchlein
bietet wertvolle Hinweise, Winke und Anre-
gungen für pflegerische und pastorale Hilfe
an schwerkranken Menschen. Zum Sterben-
den gehört ganz besonders der Seelsorger.
Denn das Kranksein ist kein rein medizi-
nisch-körperliches, sondern ein ganzheitlich
menschliches Geschehen. Es ist ein Gesche-
hen, bei dem es um den Menschen selbst
und seine Zukunft geht. Dieses Büchlein
zeigt kostbare Hilfeleistungen auf, die der
Priester mit seiner Glaubensüberzeugung und
den Gnadenmitteln der Kirche Sterbenden
schenken kann. Den Krankenseelsorgern und
den Seelsorgern in den Pfarreien ist dieses
inhaltsreiche Büchlein sehr zu empfehlen.

Conrad Biedermann

GörZic/i, .Ernst /ose/; Der letzte Kaiser —
ein Heiliger? Kaiser Karl von Österreich
(1887—1992). Stein am Rhein, Christiana-
Verlag. 1972, 172 Seiten.
Der letzte regierende Habsburger, Karl
von Österreich, war ein christlicher Staats-
mann nach dem Willen Gottes, ein Mann
des Friedens. Mit Papst Benedikt XV. such-
te er im Ersten Weltkrieg einen ehrenvollen
Frieden zu vermitteln, aber der deutsche
General Ludendorf hintertrieb alles. Kai-
ser Karl wurde ein Opfer von Intrigen und
Verrat, von Hass und Verleumdung. Er
starb als Verbannter auf der Insel Madeira
am 1. April 1992. Mit seiner Gattin 'Zita
trug er das schwere Leid mit Geduld und
Gottvertrauen. Seine Kraft fand er in einer
grossen Liebe zur Eucharistie und im tag-
liehen Empfang des Gottessohnes. Der Se-
ligsprechungsprozess ist eingeleitet.

Os&ur /I eöy

Kurse und Tagungen

Befragte Orden —
In Frage gestellte Orden

Seminarwoche zu aktuellen Ordensfragen:
2. bis 6. September 1974 im Bildungshaus
Bad Schönbrunn.

Im Anschluss an die breit angelegte Befra-
gung der Schweizer Männerorden führt die
Pastoralkommission der «Vereinigung der
höhern Ordensobern der Schweiz» (VOS)
eine Seminarwoche durch. Sie will damit in
den Orden selber, aber auch in der übrigen
Kirche (z. B. im Zusammenhang mit den
Synoden) Denkanstösse geben und so bei-
tragen zur «zeitgemässen Erneuerung» des
Ordenslebens. Sachbearbeiter der Befragun-
gen führen jeweils mit Referaten in die Pro-

blematik ein. Das Schwergewicht liegt aber
auf der Arbeit in Gruppen und gemeinsa-
men Diskussionen.

Programm
1. Was geöen die beiden Be/ragwngen der
Schweizer Männerorden her? Referent:
Schweiz. Pastoralsoziologisches Institut St.
Gallen. Die Befragungen und ihre Ergeb-
nisse — Die Berichte «Orden konkret» und
«Befragte Ordensmänner».
2. Sind die Orden an/ dem Weg zum IVuii-
punhl? Referenten: P. Alois Odermatt CSSR,
P. Fritz Patrick Schaller SDS. Die Mitglie-
derbestände in ihrer Entwicklung und Ten-
denz — Woher dieser massive Schwund?
Folgen für das Ordensleben und die Kirche.
3. Ist das Verhältnis der Orden zur Gese/i-
scha/t gestört? Referent: Dr. Alfred Dubach,
Pastoralsoziologisches Institut. Das prioritäre
Wertsystem vieler Ordensgemeinschaften
steht in Konflikt zum sozialen Wert- und
Normensystem der säkularisierten Industrie-
gesellschaft.
4. Haien die Ordensge/üide noch einen
Sinn? Referent: P. losef Stierli SI. Warum
werden heute die Gelübde von nicht weni-
gen Ordensleuten in Frage gestellt? Wie
könnten sie zeitgemäss und glaubwürdig ge-
lebt werden?
5. Le&e« Orden ans emer 5/?/rz7we//en
Mitte? Referent: P. Roger Moser OFMCap.
Welche Rolle kommt der Spiritualität für die
geistige Struktur und den apostolischen
Dienst der Orden zu? Was bedeutet Nach-
folge Christi als «Grundregel» der Orden?
6. Wie ro/Ze« die Orden in ZiiAiun/f arbeiten?
Referent: P. Beda Baumer OSB. Wo liegt
der eigentümliche apostolische Auftrag der
Orden? Eigenwerke oder Dienstfunktion
für die Kirche?
7. Harmlose Reparaturen oder siiösfanlieZZg
Erneuerung? Referent: P. losef Stierli SI.
Wie steht es um die Reform der Orden? Ha-
ben sie den Mut zu echten und schöpferi-
sehen Experimenten? Wie müssten die Orden
von morgen aussehen? Können Reformen
von oben (Generalkapitel usw.) dekretiert
werden?
Eingeladen zur Teilnahme sind nicht nur die
unmittelbar in die Befragungen einbezöge-
nen Männerorden, sondern — da die gestell-
ten Fragen über diesen Rahmen hinauswei-
sen — ebenso die Frauenorden, aber auch
der Diözesanklerus und Laien, die mittragen
an der Sorge um die Orden für die Kirche.
Beginn; Montag, 2. September 1974, um
16.00 Uhr; SchZurr: Freitag, 6. September
1974, um 16.00 Uhr. rl«meZdiingen sind zu
richten an das Bildungshaus Bad Schön-
brunn, 6311 Edlibach (042-5216 44).

PartoraZko!«mi.y.sion VOS

Gruppendynamisches Seminar in Boldern

(Mitget.) Im Tagungs- und Studienzentrum
Boldern, Männedorf, findet vom 9. bis 19.
September 1974 ein gruppendynamisches
Seminar statt, veranstaltet von R. Guggen-
bühl, Thalwil, und S. Kräuchi, Basel. Dieses
gruppendynamische Seminar setzt sich zum
Ziel, mit Hilfe besonderer Methoden und
Lernsituationen Einsichten und Einblicke in
die tieferen Zusammenhänge von individuel-
lern Verhalten und Gruppenprozessen zu ver-
mittein. In Kleingruppen (Trainingsgruppen)
erfahren die Teilnehmer, wie sie selbst auf
andere wirken und welche Reaktionen das
Verhalten anderer auslöst. Gleichzeitig wer-
den die in und zwischen Gruppen ablaufen-
den Prozesse analysiert. Hierbei können z. B.
folgende Problemkreise auftauchen und be-
arbeitet werden: Wie kommt man in eine
Aussenseiterposition; Wie vermeidet man sie?

Wie kommen Verhaltensnormen zustande;
Wie können sie verändert werden? Was ist
Autorität? Wie kommen Entscheidungen in
Gruppen zustande?
Das Seminar steht Damen und Herren aus
allen Berufen offen, wobei auf eine Mischung
der beruflichen Herkunft Gewicht gelegt
wird. Die Teilnehmerzahl ist beschränkt.
Weitere Unterlagen sind zu beziehen bei
Bolder«, Tagungs- und Studienzentrum,
8708 Mä««edor/.

Mitarbeiter dieser Nummer

Dr. P. Basil Niederberger, alt Abt von Ma-
riastein, Ferienheim Höngen, 4712 Laupers-
dorf

Dr. Walter Heim SMB, Missionshaus, 6405
Immensee (SZ)

Markus Kaiser SI, Redaktor, Hirschengra-
ben 86, 8002 Zürich

Dr. Otto Moosbrugger, Regens des Diözesan-
seminars, Adligenswilerstrasse 15, 6006 Lu-
zern

Dr. Alois Sustar, Professor, Bischofsvikar,
Hof 19, 7000 Chur

Eugen Voss, Leiter der Forschungs- und In-
formationssteile «Glaube in der Zweiten
Welt», Küsnacht-Zürich.

«Schweizerische Kirchenzeitung»
Wochenblatt. Erscheint jeden Donnerstag.

Redaction:
Hauptredaktor: Dr. loh. Bapt. Villiger,
Prof., St.-Leodegar-Strasse 9, 6000 Luzern
Telefon 041 - 22 78 20.

Mitredaktoren: Dr. Karl Schuler, Bischofs-
vikar, Hof 19, 7000 Chur, Tel. 081 - 22 23 12

Dr. Ivo Fürer, Bischofsvikar, Klosterhof 6,
9000 St. Gallen, Telefon 071 - 22 20 96.

Nachdruck von Artikeln, auch auszugs-
weise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung
durch die Redaktion gestattet.

Eigenliiiner und Verlag:
Grafische Anstalt.und Verlag Raeber AG,
Frankenstrasse 7—9, 6002 Luzern,
Telefon 041 - 22 74 22 / 3 / 4,
Postkonto 60 - 162 01.

Aöonncmenlrpi-eise:
Schweiz:
jährlich Fr. 45.—, halbjährlich Fr. 24.-—.

Ausland:
jährlich Fr. 53.—, halbjährlich Fr. 28.—.
Einzelnummer Fr. 1.30.

Bitte zu beachten:

Für Abonnemente, Adressänderun-
gen, Nachbestellung fehlender Num-
mern und ähnliche Fragen: Verlag
Raeber AG, Administration der
Schweizerischen Kirchenzeitung,
Frankenstrasse 7—9, 6002 Luzern,
Telefon 041 - 22 74 22.

Für sämtliche Zuschriften, Manu-
skripte und Rezensionsexemplare:
Redaktion der Schweizerischen Kir-
chenzeitung, St.-Leodegar-Strasse 9,
6000 Luzern, Telefon 041-22 78 20.

Redaktionsschluss: Samstag 12 Uhr.

Für Inserate: Orell Füssli Werbe AG,
Postfach 1122, 6002 Luzern,
Telefon 041 - 24 22 77.

Schluss der Inseratenannahme:
Montag-1-0 Uhr.
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Leobuchhandlung Gratisabonnement für unser Informationsbulletin
«Leo-Index». Der Leo-Index informiert Sie unent-

O M on nnnn o. o geltlich und unverbindlich über Neuerscheinun-
Gallusstrasse 20, 9001 St. Gallen

ggp, Gebieten Theologie, Philosophie,
Telefon 071 - 22 29 17 Soziologie und Pädagogik.

Eine

Madonna-Statue
suchen die Gläubigen in jedem Gotteshaus. Wir
führen viele verschiedene Modelle und Grössen
(bis 1,50 m), damit Sie für in Ihre Kirche den

richtigen Stil finden. Wir haben besonders schöne
antike Ausführungen. Besuchen Sie uns in Ein-
siedeln und wählen Sie in Ruhe aus.

Die kath. Kirchgemeinde Urdorf ZH sucht auf Mitte
Oktober 1974

einen Katecheten
oder
Laientheologen

für Religionsunterricht an Mittel- und Oberstufe sowie
Mithilfe in Liturgie- und Pfarreiarbeit

Wir bieten:
zeitgemässe Entlohnung und Sozialleistungen.

Bewerber mögen bitte in Kontakt treten mit Herrn Dr.
Klaus Rüdy, Präsident der Kirchenpflege, Neumatt-
Strasse 23, 8902 Urdorf, Telefon 01 - 98 64 66.

pv | Iy 1—' Tk EINSIEDEL?
I f l-i \ Klosterplatz

I VI V | X I ^1 >| 0 055-532731

BACH
LUZERN
bei der Hofkiri

ARS PRO DEO 0 041-223318

Unsere jetzige Haushälterin muss gesundheitshalber ihren
Posten aufgeben. Wir suchen daher eine

geeignete Nachfolgerin
zur selbständigen Führung eines gepflegten Haushaltes
von 2 geistlichen Herren (Pfarrer und Vikar).

Eintritt baldmöglichst oder später.

Das Pfarrhaus ist neu und zweckmässig eingerichtet und
befindet sich in einer grösseren Ortschaft in der Zentral-
Schweiz.

Sofern Sie sich für diese Stelle interessieren und weitere
Einzelheiten (wie Lohn, Freizeit usw.) wissen möchten, er-
warten wir gerne Ihre Offerte unter Chiffre OFA 8070 'Lz

an Orell Füssli Werbe AG, Postfach, 6002 Luzern.

Zu verkaufen:

Liebhaberobjekt
im St.-Galler Rheintal.

Grosses Haus mit neun Zimmern, grosser Wohnküche, ei-
nem Saal für ca. 15 Personen, angebauter Scheune und
ca. 2900 m* Umgelände. Das Haus steht in erhöhter, un-
verbaubarer Lage mit einzigartiger Aussicht und guter Zu-
fahrt. Es ist total renoviert und bestens eingerichtet (Bad,
Ölzentralheizung, Vollwaschautomat).
Es würde sich auch als Erholungsort für Gruppen und
Vereine evt. auch als Kinderheim eignen. Der Preis be-
trägt ca. Fr. 350 000.—.

Offerten erbeten unter Chiffre OFA 8061 Lz an Orell Füssli
Werbe AG, Postfach, 6002 Luzern.

Pfarrer sucht

Haushälterin
in ein gut eingerichtetes Pfarr-

haus in sehr schöner Lage. Ein-

tritt sofort möglich!

Zuschriften erbeten unter

Chiffre OFA 8049 Lz an Orell

Füssli Werbe AG, Postfach, 6002

Luzern

Berücksichtigen Sie bitte unsere Inserenten!

Haushälterin
mit langjähriger Erfahrung sucht
neue Aufgabe bei alleinstehendem
geistlichem Herrn im Kanton Zürich.
Eintritt nach Vereinbarung. Schrift-
liehe Offerten erbeten an Erl. 'B. Wal-
ker bei iFam. Bigger, Hofwiesen-
Strasse 158, 8057 Zürich.

Fräulein im gesetzten Alter sucht

Stelle
zu einem geistlichen Herrn. In Kü-

chenarbeit und Haushalt sehr erfah-

Chiffre 8063 Lz Orell Füssli Werbe

AG, Postfach, 6002 Luzern

LIENERT

- - KERZEN

Li EINSIEDELN
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«1959 wurde eine WERA-Warmluftheizung mit Frisch-
luftzufuhr eingebaut, welche sich in jeder Beziehung
gut bewährte.»

So wird vielerorts bezeugt, wie rohen-
heizungen mit Warmluft arbeiten.

Sie werden gut beraten durch

WE RA AG, 3000 Bern 3
Lüftungs- und Klimatechnik
Gerberngasse 23 Tel. 031 - 22 77 51

Neue Orgel Stadtkirche Sursee

Orgelbau W. Graf, 6210 Sursee
Telefon 045-21 18 51

Ulrich AG
6014 Littau-Luzern
Grossmatte Ost
Tel. 041-55 7171

HHH 9^P Klima^ und
Heiz-

Ulrich techni

Die katholische Kirchgemeinde Wädenswil sucht

einen

Laientheologen
Arbeitsgebiet: Religionsunterricht an der Ober-

stufe (ca. 10 Wochenstunden), daneben je nach

Ausbildung und Eignung: Mitarbeit in Quartier-

seelsorge (Aufbau) oder Jugend- und Erwachse-

nenbildung oder Pfarreifürsorge.

Besoldung entsprechend der Ausbildung und

nach den Richtlinien der Zentralkommission des

Kantons Zürich.

Stellenantritt: Mitte Oktober oder nach Überein-

kunft.

Auskunft und Anmeldung: Hans Baumann, Pfar-

rer, Etzelstrasse 3, 8820 Wädenswil

Telefon 01 -75 31 16

Die Ortskirchenpflege Aarau sucht eine

Pfarrei-Sekretärin
für das Pfarramt Aarau. Eintritt sofort oder nach

Vereinbarung.

Aufgabenkreis: allgemeine Sekretariatsaufgaben,
Telefon- und Empfangsdienst.

Bei entsprechender Ausbildung können auch Re-

ligionsstunden an der Unterstufe erteilt werden.

Wir bieten gute Entlohnung, geregelte Freizeit
und Anschluss an die Pensionskasse. Wir ver-
bürgen auch für gutes Arbeitsklima.

Bewerberinnen mit kaufmännischer Ausbildung
und Freude an einem vielseitigen Wirkungskreis
richten ihre Anmeldung mit den üblichen Unter-

lagen an:

Otto Wertli-Oderski, Präsident der Kirchenpflege,
Bachstr. 109, 5000 Aarau

Auskunft über die Stelle erteilt auch das röm.

kath. Pfarramt Aarau, Telefon 064 22 81 23
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— Anfertigung aller sakraler Geräte nach individuellen
Entwürfen: Gefässe / Leuchter / Tabernakel / Figu-
ren usw.

— Künstlerische Gestaltung von Kirchenräumen
— Beste Referenzen für stilgerechte Restaurationen
— Feuervergoldung als Garant für höchste Lebensdauer

Kirchengoldschmiede
9500 Wil, Zürcherstr. 35

W. Cadonau + W. Okie
Telefon 073-22 37 15

Bildungshaus
Bad Schönbrunn

Meditationsexerzitien für Priester

Wege zur Gottes- und Christuserfahrung
19.-25. August 1974

Leiter: P. Nikiaus Brantschen SJ, Bad Schönbrunn

Beginn: 19. August um 19.00 Uhr
Schluss: 25. August um 15.00 Uhr

Pension Fr. 170.— Kursbeitrag Fr. 30.—

Bibeltheologische Werkwoche

Prophetensendung - Prophetenschicksal
26.—30. August 1974

Leiter: Prof. Dr. Ernst Haag
Theologische Fakultät Trier

Beginn: Montag, 26. August, um 16.00 Uhr
Schluss: Freitag, 30. August, um 16.00 Uhr

Pension Fr. 110.— Kursbeitrag Fr. 40.—

Anmeldungen an die Direktion von Bad Sc'hönbrunn
6311 Edlibach (Telefon 042-52 16 44)

Kirche in Seengen, Wand-
für Innenrenovation

und Deckengerüst

Wir empfehlen sauber und prompt ausgeführte
Gerüstungen (auch in Zusammenarbeit mit
ortsansässigen Unternehmern).

w. Wiederkehr ag
6033 Buchrain bei Luzern 041-36 64 60

Opferschalen Kelche Tabernakel usw. Kunstemail
Planen Sie einen Um- oder Neubau Ihrer Kapelle? Wir beraten Sie
gerne und können auf Ihre Wünsche eingehen.

GEBR. JAKOB + ANTON HUBER
KIRCHENGOLDSCHMIEDE
6030 EBIKON LU

Kaspar-Kopp-Strasse 81 041 - 36 44 00

Weinhandlung

SCHULER &CIE
Aktiengesellschaft Schwyz und Luzern

Das Vertrauenshaus für Messweine und gute Tisch- und Flaschen-
weine, Tel. Schwyz 043 - 21 20 82 — Luzern 041 - 23 10 77

Qualitäts-Hemden
in Grössen 36—48, solange
Vorrat noch zu den alten
Preisen, ab Fr. 22.80.

ROOS, Herrenbekleidung
Frankenstr. 9, 6003 Luzern
Telefon 041 - 22 03 88

Altersnachmittage
mit Leonardo Zauberei
6015 Reussbühl
Telefon 041 - 22 39 95

Ikonen wie «Echt» zu
verkaufen zugunsten
der Lepra-Kranken
Handarbeit von
Leonardo.

TURMUHREN
Neuanlagen
in solider und erstklassiger Ausführung

Revisionen
sämtlicher Systeme

Serviceverträge
zu günstigen Bedingungen

UHRENFABRIK THUN-GWATT
Wittwer-Bär & Co., 3645 Gwatt, Tel. 033 / 36 12 12

Soeben erschienen:
Rudolf Pesch
Herbert A. Zwergel

Kontinuität in Jesus
Zugänge zu Leben, Tod und Aufer-
stehung
144Seiten, kart. lam., Fr. 23.10.

Ein Musterbeispiel der Vermittlung
neuester exegetischer Erkenntnisse
über die Bedeutung von Leben, Tod
und Auferstehung Jesu. Hier werden
einschlägige Texte aus Paulus-
Briefen, sowohl der theologischen
Information als auch der Hinführung
zur Meditation dienend, für den kon-
kreten Lebens- und Glaubensvollzug
ausgelegt.

Herder
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